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Nr. 54. Mittag ⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 

37. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. (31. Januar.) 

11 Uhr. Am Miniftertiih: Falk mit mehreren Commiſſarien. 

Die zweite Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die Abände⸗ 
rung der Art 15 und 18 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850, welche das Haus heute beſchäftigt, wird nach der vom Präſi⸗ 
denten v. Forckenbeck gegebenen Dispoſition folgenden Gang nehmen: 
zuerſt wird über die par des Art. 15, ſodann über die des Art. 18, 
wie die Commiſſion ſie vorgeſchlagen hat, einſchließlich der zu beiden Texten 
eingebrachten Amendements, ſodann über den „einzigen Artikel“, der an 
der Spitze des Geſetzentwurfs ſteht („die Art. 15 und 18 ſind aufgehoben. 
An die Stelle derſelben treten folgende Beſtimmungen“) nebſt den Amen- 
dements, endlich über Einleitung und Ueberſchrift des Geſetzentwurfs ent⸗ 
ſchieden werden. - Sn i b 
Zuvörderſt ſteht alſo Art. 15 zur Discuſſion, wie die Commiſſion ihn 

vorgeſchlagen hat; „Die epangeliſche und die römiſch⸗katholiſche Kirche, ſowie 
jede andere Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
Telbftftändig, bleibt aber den Staatsgeſeben und der geſetzlich 
geordneten Aufſicht des Staates unterworfen. 8 

Mit der gleichen 1 bleibt jede Religionsgeſellſchaft im Beſitz 
und Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeitszwecke be⸗ 
ſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds.“ 

2 Hierzu 505 folgende Amendements vor: 5 f 

1) Vom bg. Virchow und der Fortſchrittspartei den Eingang des 
Art. 15 ſo zu faſſen: „Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet u. ſ. w. 

2) Von 20 Mitgliedern der Rechten (b. Denzin, v. Meyer u. A): dem 
Art. 15 der Verfaſſungs⸗Urkunde wird am Schluſſe binzugefügt: „Die Gren⸗ 
en dieſer Rechte gegenüber dem Staate regelt das Gele.“ Damit wäre die 

aſſung der Commifſon, die durch die geſperrt gedruckten Worte den urſprüng⸗ 

ichen Wor laut der Verfaſſung aufhebt, beſeitigt und Art. 15 derſelben, wie 
Abg. Glaſer geſtern ausführte, zur Genüge declarirt. - & 

Abg. Eberhard beantragt, den Art. 15 der Verfaſſung in zwei ſelbſt⸗ 
ftändige Sätze zu teilen. Der erſte („die evangeliſche und die römiſch⸗katho⸗ 
liſche Kirche, ſo wie jede andere Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig“) bleibt beſtehen, aber ſtatt mit den Wor⸗ 
ten „und bleibt im Beſitz“ 1 ſoll die zweite Hälfte des Art. 15 
als ſelbſtſtändiger Satz gefaßt werden: „Jede Religionsgeſellſchaft bleibt im 
Beſitz und Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeits⸗ 
zwecke beſtimmten Anſtalten, en und Fonds.“ ; 

1 Die Abgg. Bahlmann und Brüning beantragen: a. die Faſſung 
der Commiſſion dahin zu ändern, daß die epangeliſche und römiſch⸗katholiſche 
Kirche, ſo wie jede andere Religionsgeſellſchaft den allgemeinen Staats⸗ 
geſetzen (nicht ſclechthin den Staatsgeſetzen) unterworfen bleiben ſoll; und 
b. ſtatt „Aufſicht“ zu ſetzen „Oberaufſicht“. £ 5 

Zum Wort melden ſich 12 Redner für, 10 gegen die von der Commiſſion 
vorgelegte Faſſung des Art. 15. 2 

bg. Windthorſt (Meppen) gegen die Abänderung: Es macht auf 
mich einen beſonderen Eindruck, daß ich berufen bin zuerſt heute zu ſprechen, 
wo der Geburtstag der Preußiſchen Verfaſſung iſt. Am 31. Januar iſt fie 
publicirt und am 31. Januar ſoll eine ihrer weſentlichſten Beſtimmungen 
zu Grabe getragen werden. Vergegenwärtigen Sie ſich doch, was eigentlich 
noch in der Verfaſſung ſteht, und wie weit ſie noch gilt. Ich behaupte, 
kein Staatsrechtslehrer iſt im Stande uns darüber eine polle Klarheit zu 
geben. Nachdem eine Reihe ihrer Beſtimmungen interpretirt, nachdem die 
Reichsverfaſſung überall die bedenklichſten Lücken in fe hineingeriſſen, ſchei⸗ 
nen wir jetzt darauf auszugehen, ſo oft uns eine Verfaſſungsbeſtimmung 
genirt, fie ſofort zu beſeitigen. Soll das eine Fortentwickelung der Ver⸗ 
faſſung ſein, dann wäre es beinahe richtiger, wir ſtrichen die Verfaſſung aus 
und machten uns in jedem Augenblick ein Geſetz, wie es nicht etwa den 
Bedürfniſſen, ſondern den Leidenſchaften des Augenblicks entſpricht. In 
allen Ländern ſieht man in der Verfaſſung das Bollwerk, an welches jede 
Partei des Landes ſich feſthalten kann, gegenüber dem Anſtürmen der an⸗ 
dern. Dort fällt es keiner Majorität ein, die Verfaſſung zu ändern oder 
gar fie zu beſeitigen, wenn man dies oder jenes nicht erreichen kann; ſon⸗ 
dern ſie bat immer das Maß ihres Beſtrebens gefunden in den Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung ſelbſt. Fahren wir auf dem betretenen Wege fort, jo 
werden wir niemals zu geregelten feſten Verfaſſungszuſtanden kommen, 
zumal wenn ich die Perſpective in Rückſicht nebme, die uns der Reichs⸗ 
kanzler bei feiner neulichen Anweſenheit in dieſer Beziehung geſtellt hat. 
Was nun die Anwendung dieſer fluktuirenden Tendenz in Bezug auf den 
Artikel betrifft, ſo behaupte ich, daß keine Beſtimmung der Preußiſchen Der: 
faflung bebdeutungsboller geweſen ilt, daß keine andere Beſtimmung jo zum 
Frieden im Lande gedient, daß keine fo viel Sympathieen mit Preußen er: 
weckt hat, als dieſer Art. 15. 

Ich weiß von meinen Freunden aus Süpdeutſchland, daß gerade der In⸗ 
halt dieſes Artikels ſie ausgeſöhnt hat mit Allem, was in der neueſten Zeit 
geſchehen iſt. Auf ihr Andringen iſt auch im Reichstag der Verſuch gemacht 
worden, dieſen Grundfäsen auch in der Reichsverfaſſung Anerkennung zu 
verſchaffen. Leider iſt dieſer Verſuch mißlungen, und dadurch bei recht vielen, 
und allerdings auch bei uns eige große Mißſtimmung erregt worden. Der 
Art. 15 der Verfaſſung würde auch heute noch die Baſis ſein für den Aus⸗ 
gleich aller der großen Schwierigkeiten, welche jetzt in Preußen und im 
deutſchen Reiche exiſtiren, und Allen denjenigen, welchen das Wohl und der 
von im deutſchen Reiche am Herzen liegt, rufe ich zu: Nehmen Sie dieſe 

aſis nicht; es iſt die einzige, auf der wir uns die Hände reichen können. 

Wenn man täglich in den Discuſſionen bier hört von Streit und Kamp), 
wenn wir ſogar erleben müffen, daß der Berichterſtatter, ſtatt die eingehen⸗ 
den Ausführungen des Abg. Reichenſperger zu widerlegen, in allgemeinen 
Reden ſich ergeht, die in ſcharfen Angriffen gegen die Centrumsfraction ſich 
zufpigen, wenn das wohl einem Abgeordneten zuſteht, einem Berichterſtatter 
aber nicht; (Sehr wahr] im Centrum) dann iſt es wohl begreiflich, daß 
man ſich fragt, wohin ſoll denn dieſes führen. Ich denke, man ſollte nicht 
ſtreiten des Streites wegen, ſondern um einen Vergleich zu finden. und ich 
meine, es wäre hohe, dringendſte Zeit, ja es iſt der letzte Augenblick viel⸗ 
leicht jetzt gekommen, wo ein Vergleich noch möglich iſt. Nehmen Sie dieſe 
Geſetze an, dann iſt in der That kein Friede erreicht; ſondern dann beginnt 
ein Kampf, deſſen Ende ich nicht abſehen kann. Dann werden es allerdings 
beide Confeſſionen fein, über die eine ſchwere Zeit hereinhricht; fie werden 
die alleräußerften Bedrückungen, Verfolgungen und Schädigungen erfahren; 
darüber täuſche ich mich nicht; aber Sie werden erleben, daß auch das Staate⸗ 
weſen dadurch auf das tiefſte, ſchmerzlichſte und betrübendſte erſchüttert wer⸗ 

den wird und im ſchließlichen Ende, darüber bin ich nicht zweifelhaft, wird 
allerdings der Sieg den Kirchen verbleiben, nicht dem Sſaate. Die Kirche 
bat die Verheißung, der Staat nicht, und dieſen Kampf gewinnt der, der 
am langſten lebt (Oho! links). Ja, meine Herren, die da Obo! rufen, der 
am längſten lebt und darin liegt auch ein Troſt, weil allerdings diejenigen, 
welche mit beſonderem Behagen dieſen Streit zu führen ſcheinen, ſterblich 
find und nach ihnen eine andere, hoffentlich ruhigere Generation folgen 
wird. Wenn der Berichterſtatter en feinem Unternehmen gleichſam die 
Weihe ertheilte, indem er ſagte: Wenn es Gottes Werk fit, wird's beſtehen; 
wenn Menſchenwerk wird's untergehen; ſo war das beinahe etwas Blas⸗ 
phemiſches. (Obo! links und Unkuhe.) 

Präſident: Ich muß den Redner unterbrechen; er darf dieſen Ausdruck 
dem Berichterſtatter und der Reve gegenüber, die hier im Haufe gehalten 
worden, nicht gebrauchen. (Abg. Reichenſperger (Olpe): Dann darf der 
Berichterſtatter auch die Sache nicht ſagen. — Der Redner fährt fort): Ich 
glaube wir können uns beruhigen es iſt lediglich ein Menſchenwerk; es iſt 
ein Bauwerk; bei welchem des Fürſt Reichskanzler der Bauherr, der Vor: 
ſtand des Bundesminiſteriums der Baumeiſter, der Berichterſtatter Dr. Gneiſt 
der Oberarbeiter, der Polier, und der Profeſſor Friedberg in Leipzig der 
Handlanger iſt. (Sehr gut! im Centrum). Wir wollen uns alſo beruhigen; 
denn zur Zeit 
Das a0 der römiſch⸗katholiſchen und der evangeliſchen Kirche — wir dür⸗ 
fen beide niemals trennen, fie find in Deutſchland in Bezug auf das Recht 
vollkommen gleich — beruht zunächſt in ihrer Stiftung, darauf will ich hier 
nicht eingehen, ſodann aber unzweifelhaft auf den Beſtimmungen des Weſt⸗ 


Bierteljähriger Abonnementzpreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Porto 2 Thlr. 15 Sg — Inſertions Kine für den Raum einer 
fünftgeiligen Zeile in Petitſchrift 3 Gar. 


ue 


menkiren, | 3 » 
zubringen 8 aus eigener Initiative der Regierung apportirt. (Rufe 


dies eine Verletzung der Majorität des Hauſes, die ich nicht dulden kann. 
Ich rufe den Redner zur Ordnung. (Beifall) 


Verſuchsſtudien in dem eigenen Lande. 


vativen Partei von den Antragſtellern noch näher klar 
ſo daß ich mich vielleicht eventuell dafür entſcheiden kan 


feſtgeſtellten Beſtimmungen des § 15 ein Bedürfniß nicht vor. 
das Haus nur bitten, die Anträge der Commiſſion abzulehnen. 
daß der § 15 der Verfaſſung unverſehrt aus dieſer Altaque hervorgehen, daß 
er das Palladium der Religionsfreiheit für Preußen und Deutſchland bleiben, 


Abänderung: 0 a 
zu Grabe getragen werden, ſondern vielmehr ein Angebinde erhalten, wel⸗ 
ches ihr gut ſteht und ſie lebensfähig erhalten wird. Durch die Rede des 
Vorredners geht der Grundirrthum, daß es ſich bei der vorgeſchlagenen De⸗ 
klaration des Artikel 15 um etwas Neues handelt. 
nur um die 
langjährige ſchlechte Praxis verdunkelt hat (ſehr wahr! Inte), und nach dem 


iſt noch keiner dieſer Herren unter die Götter verſetzt. — 


Vierundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


fäliſchen Friedens, der nicht 1 1 7 ſondern gerade durch den § 15 in 


feinen weſentlichen Momenten beitätigt iſt; es beruht ferner auf dem Reichs⸗ 
deputationsbeſchluß und beruht endlich, was Preußen betrifft, rückſichtlich 
der einzelnen Stücke, die demſelben nach und nach angewachſen ſind, auf 


den Zuſicherungen, die in den Friedensinſtrumenten und außerdem in den 


Beſitzergreifungspatenten gegeben find. Sie beruhen, was die Römiſche 
Kirche allein betrifft, auf den Verträgen, die mit dem römiſchen Stuhle ab» 
geiclofen und in der Preußiſchen Gejeblammlung als das Statut der römi⸗ 
ſchen Kirche hingeitellt ſind. Die Geſammtheit dieſer Rechte bleibt voll und 
ganz beſtehen und der § 15 drückt es aus, daß die innerhalb dieſes Rechts 
en e Befugniſſe dem Staate gegenüber unabhängig und 
e ndig jeien. 

Dieſes Recht wollen die Herren jetzt ändern. Freilich ſagt der Bericht, 
es handelt ſich nur um eine Declaration deſſen, was in der ® 
ſich fteht. Wenn das wahr ift, dann ift es auch Declaration, wenn ich 
ſage, weiß iſt nicht weiß, ſondern es iſt ſchwarz. Die Kirche, welche ſelbſt⸗ 
ſtändig erklärt wird, ſoll nicht nur in Bezug auf das Grenzgebiet zwiſchen 
ihr und dem Staat den Geſetzen unterliegen; nein ſie ſelbſt ſoll herabge⸗ 
drückt werden zu der Stellung einer Dorf und Stadtgemeinde und man 
will ſie beliebig auflöſen und reglementiren können. Das eben iſt der große 
und traurige Fehler der Jetztzeſt, daß man glaubt, der Staat allein ſei all⸗ 
mächtig, er allein dürfe die Eouberänität in Anſpruch nehmen. Nein, 
m. H., innerhalb des Kreiſes der Kirche iſt dieſe ſelbſt ſouverän ebenſo wie 
der Staat. Nur über das Grenzgebiet kann ein Conflict entſtehen, und da 
ſagt nun allerdings v. Bennigſen, der deutſche Geiſt ſei berufen, die Auf⸗ 
gabe definitiv zu löſen, wie dies Grenzgebiet feſtzuſtellen ſei. Ja, m. H., 
jeder Grenzſtreit hat eben ein Ende, wenn ich meinen Her ea einfach 
todiſchlage, und in dieſem Verſuch beiteht denn auch in der hat die Löfung 
dieſer Aufgabe im deutſchen Geiſt. Der Staat will die Kirche vernichten, 
will fie auflöſen in ein Polizeiinſtitut, welches wohl richtiger in das Reſſort 
des Polizeiminiſters, als in das des Cultusminiſters gehören müßte, wenn 
nicht leßterer bereits ſeit lange in das Polizeiminiſterium übergegangen 
wäre. Man hat eine ganze Reihe von Polizeigeſetzen bereits abſolvirt, 
man hat jetzt wieder eine ganze Wagenladung ſolcher Geſetze hierher ge⸗ 
bracht und kein Organ der Kirche iſt vorher mit einem Worte darüber ge⸗ 
bört worden. Wenn man ſchon die Biſchöfe nicht fragen konnte oder wollte, 
warum konnte denn nicht wenigſtens der Oberkirchenrath gefragt werden, 
der ſich bitter darüber beſchwert hat? n 

ch weiß, man wird mir ſagen, ein jeder ſolcher Verſuch zur Verſtändi⸗ 
gung mit der Kirche wäre ausſichtslos, man müſſe die Kirchengewalt erſt 
„mürbe machen“, die Kirche müſſe erſt „zu Kreuze kriechen“, ſo lauteten die 
bezeichnenden Ausdrücke, die einen hoben Urprung haben. Darin ſehe ich 
nur den unerſättlichen Durſt nach der Vermehrung der Staatsgewalt. (Sehr 
wahr! im Centrum) Man vertröſtet uns mit Specialgeſetzen, welche die 
eigentliche und wahre Selbſtſtändigkeit herſtellen werden. Das iſt ein gerin⸗ 
ger Troſt. Denn wie heute Geſetze gemacht werden, und wie man hier 
namentlich mit Verfaſſungsgeſetzen umgebt, da weiß ich in der That nicht, 
ob ich nicht viel lieber dem Reglement eines Miniſters unterſtehen ſoll, als 
einem Gejebe. Der Miniſter wechſelt, denn die Stühle der Minifter find 
nicht verſichert, und der Nachfolger hat dann oft ganz andere Principien. 
Wer könnte noch eine Aehnlichkeit finden zwiſchen Mühler und Falk? (Heiter⸗ 
keit.) Aber wenn Maßregeln erlaſſen werden, die ebenſo willkürlich find, 
aber viel tiefer einſchneiden, weil ſie auf die Autorität des Geſetzes ſich 
ſtützen, dann iſt es ſpäter viel ſchwerer, die Dinge wieder in richtigen Gang 
zu bringen. Darum iſt der Troſt der Geſetze gar ſehr gering für uns, zu⸗ 
mal wenn die Geſetze von Majoritäten gemacht werden, die nach den bis⸗ 
herigen Erfahrungen eine ſehr unfreundliche Stimmung gegen uns docu⸗ 

i die fo weit geht, daß fie Geſetze, welche die Regierung nicht ein⸗ 


links: Oho! Große Unruhe.) > 

Präſident v. Forckenbeck: Falls ich den Redner richtig verſtanden 
habe, hat er geſagt, die Majorität apportirt der Regierung Geſetze. Nach 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, in welchem ich dieſe Worte verſtehe, it 


Abg. Windthorſt: Ich muß mich natürlich einer ſolchen Verweiſung 


unterwerfen; ich erlaube mir aber zu bemerken, daß apportiren heißt ent⸗ R 


gegenbringen. ; 
Präſident: Ich folge meinem Princip; ich laſſe mich auf eine Dis⸗ 
cuſſion nicht ein. Ich appellire aber an den Sprachgebrauch im ganzen 


Lande, ob ich Recht habe oder der Abgeordnete Windthorſt. 


Abg. Windthorſt: Den letzten Zuſatz, den Sie zum Art. 15 beantra⸗ 
gen, kann man einfach überſetzen: durch Staatsgeſetze kann man die Kirche 
und das Kirchengut ſäkulariſtren. Dieſe Sakulariſattonsfrage it ſehr ernſt 
ins Auge zu fallen. Einmal liegt jo etwas vom Säculariſiren in der Luft; 
dann aber haben derartige Gedanken bereits Fleiſch und Blut gewonnen in 

; Es find bereits vom Cultus mini⸗ 
ſterium Entwürfe ins Land dinausgegangen über die Verwaltung des Kirchen⸗ 
vermögens, die, wenn ſie definitiv Geſetz geworden ſind, nichts anderes be⸗ 
deuten, als das Kirchengut zu Gunſten der Gemeinden zu ſäkulariſiren. 
(Zuſtimmung links.) Ich weiß wohl, daß die Herren links ſo etwas ſehr 
gern wünſchen, und unzweifelhaft iſt dies einer der Entwürfe, die uns als 
eine große, noch im Anzug befindliche Wolke hingeſtellt werden. Was nun 
die Amendements betrifft, fo hoffe ich, daß das Amendement der altconſer⸗ 
gelegt werden wird, 
n. Für die anderen 
Amendements liegt überall gegenüber den klaren durch a Pe 

ann 


ch hoffe, 


und daß auf Grundlage der darin niedergelegten Principien die ſich jetzt 


leider vielfach feindlich gegenüberſtehenden Brüder ſich die Hand reichen 


werden, damit wir durch Verſtändigung zum Frieden kommen, der durch 


Kampf ſicher nie erreicht werden wird. (Beifall im Centrum, Ziſchen links.) 


Abg. Petri ne der einzige Altkatholik im Haufe) für die 
Unſere Verfaſſung ſoll an ihrem heutigen Jeburtstage nicht 


Es handelt ſich aber 
Wiederherſtellung einer Befugniß des Staates, welche eine 


Staatsrecht kann durch eine ſchlechte Praxis nichts verjähren. 5 und 
meine politiſchen Freunde werden deshalb in erſter Linie für unſer Amende⸗ 
ment aus den Gründen, die geſtern Abgeordneter Virchow entwickelte, event. 
für den Commiſſionsantrag ſtimmen. ir meinen zwar, daß die Gejeh: 
vorlagen, welche durch die Verfaſſungsänderung erledigt werden ſollen, nicht 
ausreichen um den Einfluß und die Macht der Hierarchie zu brechen, und 
betrachten ſie nur als eine Abſchlagszahlung, aber wir vertrauen auf den 
Herrn Kultusminiſter und noch mehr auf die Macht der Verhältniſſe. Es 
handelt ſich hier um ein Syſtem, welches dunkel in ſeinen Anfängen und 
gemeingefährlich in ſeinen Zielen iſt. Das ganze Papalſyſtem geht aus von 


dem Märchen der konſtantiniſchen Schenkung, des Briefes des heiligen Per 


trus, von den bekannten gefälſchten pſeudoiſidoriſchen Dekretalen. Das ſind 
Praktiken, die auch beute noch nicht verlernt find. (Sehr wahr! links.) Ich 
erinnere in dieſer Beziehung nur an die 
Schrift, welche in dem neueſten Katechismus für die Erzdiöceſe Köln vor⸗ 
genommen ſind. f ö 
Vor einigen Wochen hat derſelbe Redner, welcher geſtern die Frage auf: 


ftellte, wer der angegriffene, wer der angreifende Theil iſt, geſagt: je IH 
ri 
den, welcher die Gegenſätze am klarſten binzuitellen vermag. Die Gegen⸗ 
Heſen und der 
Aufgabe des Staates. Das ultramontane Syſtem erkennt einen Selbstzweck 
a Centrum), es vindicirt für fi, die Be⸗ 
ſtimmung und Begrenzung des ſittlichen Gebietes ihm ift der Staat ein 
Mittel, eine mit materieller Macht ausgerüſtete Anſtalt zum Vollzug der 


deſto näher find wir dem Frieden, und deswegen dient derjenige dem 
ſätze beruhen auf den verſchiedenen Anſichten von dem 
des Staates nicht an (Oho! im 


erfaſſung an 


Textverbeſſerugen der heiligen 


eit 


Saen 1e Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ * 
alten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


3 Sonnabend, den 1. Februar 1873. 


von der Kirche gegebenen Geſetze; aber was iſt die Kirche? Nichts als die 
Hierarchie! Nach dieſem Syſteme hat der Stagt lediglich den Calden für 
das irdiſche Wohl zu ſorgen und auch auf dieſem Gebiete behält ſich die 
Hierarchie ein Correctiv bor, wenn die Anſchauungen des Staates irgendwie 
die ihrigen gefährden. Die Bulle Unam sanctam des Papſtes Bonifacius 
VIII. iſt die magna charta des Ultramontanismus, ſie ſchließt bekanntlich 
mit den Worten: „dem römiſchen Pontifex unterworfen zu fein, iſt für jedes 
menſchliche Geſchöpf nothwendig zum Heil.“ Wer darüber noch einen 
Zweifel haben könnte, dem müßten durch die Beſchlüſſe des vgticaniſchen 
Concils die Augen aufgegangen ſein. Das Capitel 3 der Conſtitution 
„Pastor asternus“ pernichtet jede Selbſtverantwortlichkeit der Biſchöfe mit 
Ausnahme des römiſchen und dieſe Selbſtverantwortlichkeit, ihre Miſſion, 
ihre Jurisdiction war noch in dem Tridentinum als göttlich gedacht. 
Damals ſchon hatte der Jeſuitengeneral berſucht, es zu beſeitigen und das 
Unfehlbarkeitsdogma an die Stelle zu ſetzen. Was ſind heute die katho⸗ 
liſchen Bischöfe? Nichts als die Mandatare des Biſchofs von Rom; fie find 
Paſallen ihres Herrn, wie fie auch in dem Eide, den fie dem Papſte 
leiſten, den Papſt nicht weniger als ſechs Mal ihren Herrn nennen. Was 
iſt die Bedeutung des Capitels IV.? Daß ein Dogma geſchaffen wird, 
welches nicht überſehen läßt, welche Dogmen uoch aus dieſer Quelle fließen 
werden. 

Sie werden ſagen, das Kapitel IV. ſpricht gar nicht von einer perſön⸗ 
lichen Unfehlbarkeit, ſondern nur von einer lehramilichen. Das wäre ganz 
ſchoͤn, wenn es nur richtig wäre. Es heißt aber: ex sese, non autem ex 
consensu ecclesiae. Freilich unſere Biſchöfe haben ſelbſt nicht gewußt, daß 
der Zuſatz, non autem ex consensu ecclesiae gemacht worden iſt. Das 
mußte dem Erzbiſchofe von München Döllinger erſt jagen. Sie werden mir 
ſagen, die Unfehlbarkeit erſtreckt ſich nur auf das Gebiet der Sitte. Aber 
was iſt nach ultramontaner Auffaſſung das Gebiet der Sitte? Dahin ger 
hört jede menſchliche Beziehung, das ganze Leben der Jadividuen. Wenn 
Sie irgend eine im ultramontanen Sinne geſchriebene Moraltheologie auf⸗ 
Masche z. B. Gurh, jo werden Sie finden, daß dahin alle Beziehungen des 
Menſchen zur Gemeinde, zur Familie, zum Staate gehören ſollen. Wenn 
Je ie die Befugniß beigelegt wird, unfehlbar zu lehren, kann dann 

emand kommen und jagen, das ift nicht unfehlbar gelehrt? Wenn Ihnen 
ein Zweifel bleibt, ſo ſehen Sie einmal die „Civilta“, das Leiborgan des 
heiligen Vaters an, dort finden Sie es immerfort ausgeſprochen. Kann 
dabei noch von einer Kirche, worauf man immer ſo viel Gewicht legt, als 
von einem lebendigen Organismus die Rede fein? Muß bei einem Holen 
Syſtem die Kirche nicht ein todter Mechanismus werden? (Sehr richtig! 
links.) Wo bleiben da die Rechte des übrigen Clerus und der Lajen? Sie 
haben nur noch zwei Rechte, das sacrificium ab deletto darzubringen, und 
Steuern zu zahlen. (Sehr richſig! links.) Was ſoll dabei aus der Religion 
ſelbſt werden? Muß ſie nicht veräußerlichen? Muß die künſtlich geſchaffene, 
unnatürliche Kluft in jeder Menſchenbruſt zwiſchen dem religiöſen Bewußt⸗ 
ſein und den übrigen Aeußerungen des menſchlichen Geiſtes nicht täglich 
weiter und klaffender werden? ie ſteht es bei einem ſolchen Syſtem dem 
Staate gegenüber? Kann der Staat bei einem ſolchen Syſteme noch ſeine 
hohe Aufgabe erfüllen, die darin beſteht, die ſittliche Natur jedes einzelnen 
Menſchen und der Geſammtheit durch ſeine Rechtsordnung zur freien Eat⸗ 
faltung, zur höchſten Blüthe bringen? (Beifall links.) 5 

Und wie kann er bei ſolchem Syſtem den oberſten Principien feiner Ge⸗ 
ſetzgebung, der Gewiſſensfreiheit und confeſſionellen Parität gerecht werden e 
Wie kann bei ſolchem Syſtem unter den Staatsangehörigen der confeſſtonelle 

riede gewahrt werden, der die Grundlage aller gedeihlichen Eatwickelung 
it? Wenn ein Syſtem, das den Pater Arhues canoniſirte, zur Herrſchaft 
kommen ſollte, dann wären die düſterſten Blätter der Geſchichte noch nicht 
geſchrieben (Sehr wahr! links). Alle menſchliche Bildung, Cultur, Geſittung 
und Fortſchritt beruht auf der Freiheit des Gevantens, der freien Forſchung, 
auf dem Recht zu irren, wie Leſſing ſagt. Soll dieſe Pulsader des geiſtigen 
Lebens unterbunden werden? Soll Rom das summum ora ulum fein, bon 
dem die Menſchheit ihre Weisheit holt? Soll die Indexcongregation darüber 
beſtimmen, welche Früchte des menſchlichen Geiſtes gut und welche ſchlecht 
find? Das find keine Hirngeſpinnſte; wir ſtehen einer Organiſation von 
nationalem Charakter gegenüber, wie die Minſchengeſchichte ſie nie gewalti⸗ 
ger geſehen hat (Sehr wahr! links). Die Imperiumsgelüſte des modernen 

om beruhen auf feſterem Fundament, als das Imperium des alten Rom, 
fie beruhen auf dem Gewiſſen. Rom bat noch immer gewollt, wenn es ge⸗ 
konnt hat, noch heute gilt der alte Satz: sint, ut sunt, aut non sint. Aus 
dieſen Gründen unterſtützen wir die Regierung in ihrem Kampf, und um 
mit voller Beruhigung auch für den Commiſſionsantrag bezüglich des Ar⸗ 
tikel 15 ſtimmen zu können, erlaube ich mir eine beſtimmte Anfrage an die 
königliche Regierung. Der Abgeordnete Reichenſperger hat in der neunten 
Sitzung dieſes Hauſes erklärt: „Wenn Sie an Namensbezeichnungen, wie. 
Altkatholiken, Nukatholiken oder dergleichen denken, um möͤglicherweiſe einen 
Augenblick Zweifel erheben zu können, ſo würden doch ihre Zweifel katego⸗ 
ziſch niedergeſchlagen durch ein Wort der Verfaſſungs Urkunde; denn der 
Artikel 15 ſpricht nicht allgemein von der katholiſchen Kirche, die ihre 
Angelegenheiten ſelbſtſtändig verwalten ſolle, ſondern ausdrücklich von der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche.“ 

Nun fragen wir an, ob in dem Ausdruck römiſch in dem Commiſſions⸗ 
antrag eine Anerkennung der römiſchen Julikirche enthalten fein fol. Der 
Grund für dieſe Anfrage liegt nah; den wenn der Artikel 15 in der Faſſung 
des Commiſſionsantrages Geſetzeskraft erlangt, dann geſchieht das unter 
einem Datum hinter dem 18. Juli 1870 und jedenfalls können die Herren 
aus dem Centrum auch das für ſich geltend machen, daß fie ſehr römiſch 
find. (Sehr gut!) Zum Schluß erlauben Sie mir im Hinblick auf eine 
Aeußerung, die geſtern fiel und dahin ging, daß die Altkatholiken auch zu 
den Gegnern der katholiſchen Kirche zählen, eine Bemerkung, die ſicher von 
allen meinen altkatholiſchen Geſinnungsgenoſſen getheilt wird. Ich babe hier 
den offiziellen Bericht über die Verhandlungen des zweiten Altkatholiken⸗ 
kongreſſes zu Köln, und da finde ich in einer Rede des Profeſſor v. Schulte: 
„Vor 2 Jahren ſagte mir ein Chef der Ultramontanen im Reichslage: 
„„Lieber Freund ehauffiren Sie ſich nicht, der Unſinn von dem Dogma wird 
nicht publizirt werden können,“ und dieſer Leiter der Ultramontanen iſt in 
Köln ſehr bekannt. Und ein anderer der bedeulendſte Chef der Ulitamons 
tanen im Reichstage, Hr. Windthorſt (Meppen), erklärte mir Ende Juni 
1870: „„Wenn das Dogma publizirt wird, werde ich in 6 Wochen exkom⸗ 
munizirt ( roße Heiterkeit). Das kann ich nicht glauben und glaube ich auch 
nicht.““ Ich könnte noch an eine Verſammlung erinnern, die hier kurz vor 
dem Concil zur Zeit des Zollparlaments tagte. Aus alle dem entnehme ich 
daß der uns gemachte Vorwurf ſich nur gegen unſere Ueberzeugungstreue 
richlet. Wir werden unſerer Ueberzeugung auch ferner treu bleiben und den 
Glauben unſerer Väter nicht aufgeben, und vielleicht m. H. aus dem Centrum 
danken Sie es uns noch, daß wir die hohe Idee der katpoliſchen Kirche be⸗ 
wahrt haben; freilich meinen wir damit nicht die Julikirche, ſondern die 
katholiſche Kirche, die nur ein der Vervollkommnung benöthigtes Glied der 
allgemeinen chriſtlichen Kirche iſt. (Beifall links.) 

Cultusminiſter Dr. Falk: Es liegt mir ob, m. H., den Standpunkt der 
Staatsregierung gegenüber den Vorſchägen brer Commiſſion und den da⸗ 
zu geſtellten Amendements zu bezeichnen. Ich will mich dabei möglichjt kurz 
faflen. Es iſt Ihnen ja in der Erinnerung, daß die Staatsregierung von 
Anfang an den Standpunkt zwar nicht ſich zu eigen machte, daß einzelne 
Beſtimmungen der Ihnen gemachten Vorlagen mit dem Wortlaute der Ver⸗ 
faſſung nicht im Einklang ſeien, daß fie aber doch nicht umhin konnte, einen 
ſolchen Standpunkt als einen berechtigten anzuerkennen. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus deutete ſie einen Weg an, auf welchem man derartigen Be⸗ 
denken gerecht werden könne. Dieſer Weg, die doppelte Abſtimmung über 
die Geſetze ſelbſt, hat, wie die erſte Leſung bereits darthat, in dieſem Hohen 
Hauſe gußerordentlich geringen, vielleicht keinen Anklang gefunden. Es 
wurde betont, daß einzelne Beſtimmungen es nicht bloß ſeien, die mit dem 
Wortlaut der Verfaſſungsurkunde ſich im Widerſpruch befänden, ſondern 
ganze Theile. Man wies auf den ganzen Geift dieſer Vorlagen demnächſt 
hin, man betonte grundſätzliche Bedenken, praktiſche Schwierigkeiten und 
Angeſichts die er Geſichtspunkte ift, da je die Staatsregierung ihre Anregung 
nur aus praktiſchen Gründen gab, bereits früher meinerſeils hervorgehoben 
worden, daß in der Einſchlagung eines anderen Weges, darin beſtehend, 
daß der Wortlaut der Verfaſſungs⸗Urkunde ſelbſt eine Aenderung erfahre 


eben würden und der Staatsregierung nicht gegeben ſein würde. Ich bin 
eute in der Lage, Namens der Staatsregierung zu erklären, daß ſte den 
auch von Ihrer Commiſſion vorgeſchlagenen Weg acceptirt. 

Es iſt freilich wahr, daß die vorgeſchlagenen Verfaſſungs⸗Aenderungen 
in den beiden Artikeln 15 und 18 — hier handelt es ſich um den überwie⸗ 
gend wichtigeren Artitel 15 — in Ausſicht genommen worden find, in Hin: 
blick auf jene Geſetzesvorlagen, und daß es eben fo wenig feſtſteht, in welcher 
Geſtalt dieſe Geſetzesvorlagen Annahme, insbeſondere auch Seitens dieſes 
Hohen Hauſes finden werden. Indeſſen, wenn daran von einer Seite die 

. Behauptung geknüpft worden ift, es rechtfertige ſich, ehe man das überſehe, 
nicht, zu einer Verfaſſungsänderung zu ſchreiten, jo ſcheint mir das denn 
doch nicht begründet. Es wird ja Niemand in Abrede ſtellen, daß es grund⸗ 
ſätzliche, tief einſchneidende und weitgreifende, auch über den Juhalt dieſer 
Vorlagen hinausragende Geſichtspunkte geweſen ſind, die in den Vorlagen 
zum Ausdruck gekommen ſind. Mir ſcheint, die erſte Berathung der Vorlage 
bat das zweifellos geſtellt. Wer nun der Ueberzeugung iſt, daß es Recht 
ſei, dieſen Geſichtspunkten gemäß die Geſetzgebung im Einzelnen zu ent⸗ 

wickeln, Recht ſei, etwaige Schranken, die einer ſolchen Entwicklung aus der 
Verfaſſung enigegengeſtellt werden könnten, zu beſeitigen, — der wird, jo 
meine ich, auch heute bereits in der Lage fein, ſich darüber ſchlüſſig zu ma⸗ 
chen, ob der empfohlenen Verfaſſungs⸗Veränderung, reſp. in welchem Maße 

und wie weit beizutreten ſei. Mir ſcheint auch umgekehrt es vollkommen 
ſtatthaft, bevor feſtſteht, ob und welche Verfaſſungs⸗Aenderung wirklich ein⸗ 
tritt, daß dieſes hohe Haus die Vorlage ſelbſt zum Gegenſtande feiner Be: 
rathung mache, vorausgeſetzt immer nur — was auch geſtern, wenn ich 
richtig verſtanden habe, ſeitens des Herrn Ahg. Virchow hervorgehoben 
wurde — daß die Berathung einen eventuellen Charakter habe, Bedeutung 
nur in der Annahme, für den Fall, daß die Verfaſſungs⸗Aenderung hinter⸗ 
her wirklich ins Leben tritt. 8 

Wenn jo verhandelt wird, iſt es nicht möglich — und das möchte ich 
den Herrn Abg. Glaſer zu bedenken bitten — daß man bei einer Beſchluß⸗ 
fafung über die einzelnen Vorlagen in Widerſpruch mit der Verfaſſungs⸗ 

urkunde trete. Ein Widerſpruch würde nur dann da ſein, wenn man die 
Geſetze zu denen man eine Verfaſſungsänderung für nothwendig hält, ins 
Leben treten laſſen wollke, ehe die Verfaſſungsänderung ſelbſt ins 

Leben getreten iſt. — Was die Commiſſion in dem Art. 15 an Aenderungen 
7 hat, genügt zweifelsohne den Geſichtspunkten, auf welchen die 

Vorlagen der Staatsregierung beruhen. Es iſt aber nicht dies gerade, was 

dieſe Vorſchlage der Staatsregierung als annehmbar erſcheinen läßt. G 

it vielmehr die prinzipielle Richtigſtellung derjenigen Gedanken, die die 
tgatsregierung in dem Art. 15 bereits früher gefunden hat, — wenigſtens 
diejenige Staatsregierung, der anzugehören ich die Ehre habe. Der Herr 


5 


Abg. Reichenſperger hat das von mir ausgeſprochene Wort, es ſei der Art. 


15 pieldeutig, nach einer längeren Ausführung geſtern in Abrede genommen. 
Die Vieldeutigkeit liegt zunachſt in den Worten „ihre Angelegenheiten.“ 
Die Kirche ſoll nach Art. 15 berechtigt ſein, ihre Angelegenheiten ſelbſtſtän⸗ 
dig zu verwalten und ordnen. Es iſt ja zweifellos, daß es eine ganze Reihe 
von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verſtändiger nicht zweifeln wird, 
daß es in der That Angelegenheiten der Kirche giebt und der Kirche allein 
ſind — bei der erſten Leſung der Geſetzesvorlagen iſt das zur Genüge her⸗ 
vorgehoben zu worden. Es giebt nun aber ebenſo zweifellos eine Reihe von 
Gebieten, anf welchen die Sache nicht ſo klar iſt, auf welchen — und recht 
weitgehend — Seitens der Kirchen behauptet wird; „das iſt noch unſere 
Angelegenheit,“ wo aber von der anderen Seite das nicht anerkannt wird. 
ch meine nun, m. H., derſelbe Factor, der die Kirche in die Möglichkeit 
eſezt hat, ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig zu ordnen und zu regeln, muß 
m Streite auch das Recht haben zu beſtimmen: „Was find ihre Angelegen⸗ 
beiten und wo geht die Grenze (sehr richtig)”. Und der Factor iſt nichts 
anderes als die Staatsgeſetzgebung, enn die Verfaſſungsurkünde beruht auf 
der Staatsgeſetzgebung. Und das iſt auch — ich behaupte das ausdrücklich 
— der Geſichtspunkt geweſen, der bei den Verhandlungen über die Vers 
faſſungsurkunde von dem ſo viel genannten Miniſter von Ladenberg inne 
gehalten worden iſt. Der Herr Abg. e rue hat geſtern eine recht 
brauchbare Sammlung der in den perſchiedenen Verh indlungen in Frank⸗ 
furt und Berlin aus Anlaß jener Artikel gehaltenen Reden, gegeben; die⸗ 
elbe Sammlung ſteht mir zu Gebote und man wird dort finden, daß der 
iniſter von Ladenberg wiederholt hervorgehoben hat, da, wo es ſich um 
Angelegenheiten handle, wo die Kirche allein ſtehe, da habe ſie allein zu 
verwalfen und zu ordnen, daß aber da, wo andere Gebiete mit berührt 
werden — das iſt der wiederholt vorkommende Ausdruck — daß, da die 
Staatsgewalt es ſei, die darüber zu wachen habe, daß die Berührung nur 
in rechter Weiſe ſtattfinde, und im Verwaltungswege und Geſetzgebungs⸗ 
wege das Nähere zu beſtimmen babe. Ich meine alſo, man wird ſich nicht 
ohne Grund berufen können auf jene Aeußerung bekannten Miniſters. Es 
drückt aber auch der Satz in dem Commiſſionsporſchlage der dem Staate 
dies Recht gewährt, gleichzeitig dies aus, und ich muß es wiederholen, auf 
den lebhafteſten Widerſpruch hin, daß, in jo weit die Religionsgeſellſchaften 
und die Kirchen insbeſondere im Rechtsleben des Staates ſtehen, ſie die 
Bedeutung wenn auch der höchſten privilegirten und der innerlich bedeu⸗ 
tendſten Corporationen, doch aber immer nur die Bedeutung von Cor⸗ 
pPeaorationen haben. (Sehr ie links.) 5 
8 Außerdem wird durch jene Worte, an die ſich die eine Nutzanwendung 
der Auſſicht anſchließt, deutlich ausgedrückt, daß die Kirche ſich innerhalb 
des Lebens des Staates bewege und nicht über demſelben; und weil dieſe 
Geſichtspunkte von mir vielfach als die rechten bezeichnet worden find, des⸗ 
wegen glaube ich auch vollkommen das Recht zu haben, mich einverſtanden 
„erllaären zu ſollen mit demjenigen, was Ihre Commiſſion bei Art. 15 por⸗ 
geſchlagen hat. Ein Amendement prineipiellerer Natur ſteht dem Vorſchlage 
der Commiſſion gegenüber. Es iſt dasjenige, das unter den Unterſchriften 
an erſter Stelle den Namen des Abg. Weicke trägt, dem Art. 15 ſolle ein 
bt uſatz werden: „die Grenzen dieſer Rechte gegenüber dem Staate regelt das 

, eſetz.“ Ich vermag nicht die Bedenken zu unterdrücken, die mir aus der 

Annahme dieſes Geſezes erwachſen zu müſſen ſcheinen. Wenn man die 
Worte ſo lieſt, „die Grenzen dieſer Rechte gegenüber dem Staate regelt das 
Geſetz“, ſo muß man annehmen, daß dem Geſetze die von mir und Ihrer 
Commiſſion vindicirte Souberänität gegeben wird. Es kommt lediglich 
darauf an, ob die Grenzpfähle vom Geſetz ein Bischen mehr rechts oder ein 
Bischen mehr links geſtellt werden, ein Bischen mehr nach der Seite der 
Kirche oder nach der Seite des Staates, und ſchieben Sie ſie ein wenig weit 

J nach der Seite der Kirche hin, dann hat Alles, was Ihre Commiſſion ge⸗ 

jagt hat, vollkommen in dem Satze Platz: die Aufſicht und der allgemeine 
Gedanke des Unterworfenſeins unter das Geſetz. Wenn nun insbeſondere 

vom Abg. Glaſer geſagt worden ift, dieſer Satz ſei vorgeſchlagen, um den 
Streit beizulegen, ſo muß mit dem Satze etwas Anderes gemeint ſein, als 
ich daraus entnahm. Ich kann mir denken, man gehe dabon aus, erſt ein 
Grenzgebiet feitzuftellen, über das ſich Staat und Kirche einigen ſollen und 
innerhalb dieſer beiden Grenzlinien ſoll nur die Mittellinie gezogen werden. 
Dann kommen wir aber nicht einen Schritt weiter, denn es wird ſich darüber 
keine Einigung herbeiführen laſſen. (Sehr richtig! links.) Oder „dem 
Staate gegenüber“ find die Worte, die betont werden müſſen. Iſt darunter 
nun der Staat mit ſeinen Attributen, der Geſetzgebung und Adminiſtration 
oder der „Staat“ im Gegenſatz zur „Gemeinde“ gemeint. 

5 Man könnte letzteres wegen der Vorſchläge bei der Verfaſſungs⸗Urkunde 
anzunehmen verſucht ſein. Dort ſpielten Staat und Gemeinde fast immer 
eine Rolle. Eine wie verſchiedene Auslegung möglich, beweiſt das Beiſpiel 

des Abg. Holtz, der in der Commiſſion erklärte, das Amendement v. Brau⸗ 
chitſch habe ihm fo lange ganz gut gefallen, bis er feine Begründung durch 

den Antragſteller gehörk. Wollen wir beute die Verfaſſung klar ind ſo 
dürfen wir uns nicht in Zweideutigkeiten bineinbegeben. Dies ſind meine 

Bedenken gegen dies Amendement. Der Abg. Glaſer hielt ſich für beſon⸗ 

i ders berufen, den Streit und Kampf beizulegen, und der Abg. Windthorſt 

r meinte in ähnlichem Sinne heute, man müſſe noch zur Veritändigung greifen, 
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es ſei der letzte Augenblick der Verſtändigung. Aber welchen Boden der 
Verſtändigung haben Sie bezeichnen hören? Den Boden der Praxis bis 
zum Juni oder Juli 1871. Das iſt aber die Praxis, welche die Regierung 


. zurückweiſt und zurückweiſen muß, eine ſolche Verſtändigung heißt nichts 


weiter als: es beuge ſich die Regierung! (Sehr gut!) Das kann ſie nicht. 
Der Abg. Glaſer ſagt, der eingeſchlagene Weg führe nicht zum Frieden. Die 
Regierung hofft mit voller Ueberzeugung, auf dieſem Wege zum Frieden zu 
beonimen. Ich glaube, es iſt ein Wort von unbedingter Herrſchſucht der 
Staatsregierung gefallen. Das Streben, dieſe zu befriedigen, ſoll ſie dahin 
führen, in ſolche ernſte Wege für den Staat und die Snterefjen feiner An⸗ 
gehörigen zu treten. Nein! und Sie mögen es Jemanden glauben, der be⸗ 
Aͤyfen iſt, mit auf dieſen Wegen zu gehen, nach hartem Kampf und erafter 
8 Prüfung mit ſich ſelbſt und mit Gott iſt man dieſen Weg gegangen, nicht 
5 aus Herrſchſucht — aus der Ueberzeugung, die Pflicht zu thun im Intereſſe 
des Staates, für welche einzutreten man in erſter Linie berufen iſt von 
demjenigen, der darüber zu entſcheiden hat. (Brabo!), 
Es üt in der That meine Ueberzeugung, wir gelangen auf dieſem Wege 
zꝛs!um Frieden. Ich habe nicht geſagt: „durch dieſe Geſetze wird der Friede 
herbeigeführt!” ich habe gejagt: „wir ſchaffen eine Grundlage dafür.“ Und 
warum? Weil das die erſte Bedingung dazu, der Staat erhalten muß was 


ein Differenzpunkt zwiſchen denjenigen Herren, die dieſer Meinung Ausbruck 


ner großen Corporationen ſcharf gezogen 
überzeugt bin, daß dann die heutigen 


Fe 


ihm gebührt, weil die Grenzlinien je 
werden müſſen und weil ich endlich 


Klagen über Unterdrückung der Kirche ſich als Unwahrheiten herausſtellen Ich 


werden. (Bravo!) Es wird ſich zeigen, daß die Kirche ſich auch innerhalb 
dieſer Geſetze bewegen kann, indem, was ihr gehört, d. h. in der Vervoll⸗ 
kommnung des Menſchen, im Aufblick zu Gott, in der Lehre der Heilswahr⸗ 
heit, in der Verwaltung der Heilgmitiel. (Sehr gut!) Ich habe dieſe Ueber⸗ 
zeugung um ſo mehr, als ich zurückblicken darf in die Vergangenheit. Der 
Herr Abg. Reichenſperger hat allerdings geſtern geſagt: die landrechtlichen 
Zuſtände, und was darauf begründet wäre, ſeien kindliche — ſo war es 
ja wohl? — oder unſchuldige geweſen gegenüber den Zuſtänden, die die 
Entwürfe ins Auge faßten und anbahnten. Meine Herren, ich bitte ihn zu 
leſen die erſte Seite der Motive zu dem Entwurfe Über die Vorbildung der 
Geiſtlichen. Dort wird er finden, daß man damals in Bezug auf die Con⸗ 
trole über die Bildung und Prüfung, ſowie in Bezug auf die Anftellung 
weiter griff, als dieſer Geſetzentwurf will. Ich mache die fernere Behaup⸗ 
tung, daß der Recurs gegen Disciplinarentſcheidungen der geiſtlichen Ber 
hörden an die Regierungen früher eingelegt worden iſt. Ich bin im Beſitze 
von Acten, in welchen der Erzbiſchof von Köln — es war freilich damals 
der Graf Spiegel zum Deſenberg — die an ihn gerichtete Aufforderung, 
ſich über die Beſchwerde zu äußern, regelrecht beantwortet und den Spruch 
entgegengenommen hat, und aus Poſen bin ich ebenfalls in der Lage, Ihnen 
Beiſpiele anzuführen, welche noch bis in die vierziger Jahre reichen. 

Dann m. H., wenn Sie ſo arge Vorwürfe erheben, daß einzelne Vor⸗ 
ſchriften der Geſetzentwürfe Vorenthaltung der Einkünſte in Ausſicht genom⸗ 
men haben, jo kann ich Ihnen verſichern, in den Acten aus jenen Zeiten 
findet ſich, und ich will nicht ſagen auf Grund des klaren Geſetzesbuchſta⸗ 
bens, ſondern heraus ſehr oft aus der allgemeinen Staatsaufſicht die Drohung: 
wenn Ihr das oder jenes nicht thut, nun ſo werden Euch die Temporalien 
geſperrk; ſehr ot iſt das ausgeſprochen worden von den damaligen Mini⸗ 
ſtern. Es iſt ertragbar geweſen jener Zuſtand, der künftige ſoll zurück auf 
geſetzlichen Boden, und heraus aus der Willkür, und ich werde allen Be⸗ 
ſtrebungen der Commiſſion, vie miniſterielle Willkür abzuſchneiden, entgegen⸗ 
kommen, ſoweit nur der Nerv des Geſetzes nicht gelähmt wird. (Beifall 
links, Ziſchen im Centrum und rechts.) Das beſtätigt mich in der Ueber⸗ 
zeugung, es wird dann bei vielem heut u, ſich zeigen, daß es 
nur Staub war, der bald niederfällt. — Aber in welcher Situation find 
wir denn ſolchen Erwägungen gegenüber? und ich bitte die Geſinnungsge⸗ 
noſſen des Herrn Dr. Glaſer, das zu beherzigen. In dem Briefwechſel der 


Regierung mit dem Biſchof von Ermland, war das ſchwerſte für fie, nicht 


jener Spezialfall, ſondern jenes bekaunte Wort, welches darauf hinweiſt, 
daß die Kirche und ihre Organe die Biſchöfe ſich vorbehalten zu entſcheiden, 
ob das Stagtsgeſetz Anſpruch machen dürfe, vor dem Kirchengeſetz zu gelten. 
Dieſes Wort mußte die Staatsregierung zum ernſteſten Aufmerken auffor⸗ 
dern um jo mehr, als es im ernſt genommenen Sinn in die Preſſe hinein⸗ 
getragen wurde, in jene neulich von mir erwähnten agitatoriſchen Verſamm⸗ 
lungen, auch in jener Allocution vorkommt, die vor einigen Wochen hier 
erörtert wurde. 3 : 
Und nun, als dieſe Vorlagen hier gemacht find, wird aus der Mitte 
dieſes hehen Hauſes das Wort geſprochen; dieſen Vorlagen könne man nicht 
folgen als Geſetz; das Wort iſt im Bericht Ihrer Commiſſion niedergelegt, 
und wir haben geſtern gehört: die Biſchöfe müßten ins Gefängniß, denn 
5 dürften dieſen Geſetzen nicht folgen. (Sehr wahr! im Centrum.) Wir 
aben dieſe Worte aus einem Munde gehört — und das hat mich dabei 
doch überraſcht — der geſtern mit einem emphatiſchen Appell an die Geſetze 
ſchloß, der den Biſchöfen in Ausſicht ſtellt, daß ſie den erſcheinenden Ge⸗ 
ſetzen nicht gehorchen dürfen und mit beſonderem Nachdruck aus rief: wir 
wollen nicht, daß das Landesgeſetz geändert werde. (Sehr wahr! im Cen⸗ 
trum.) Ich kann das nicht zuſammenreimen. Die Erklärungen des Clerus 
draußen und die Aeußerung des Biſchofs von Paderborn, die nicht apokryph 
iſt, da mir ſein Proteſt im Original vorliegt. (Ruf: Leſen!) Er ſtimmt, 
ſo weit ich überſehen kann, mit dem überein, was die Zeitungen davon be⸗ 
richten. (Ruf: Leſen ) Ich will es im Zuſammenhange verleſen: „Ich 
erkenne 1) in den Beſtimmungen dieſer delteſtenden if nicht eine Erläute⸗ 
rung oder Rectification der die Kirche belreffenden Paragraphen der Ver⸗ 
faſſungsurkunde, ſondern die angeſtrebte Vernichtung der denſelben zu Grunde 
liegenden Prinzipien. Ich erkenne in ihnen 2) einen Eingriff in die we⸗ 
ſentlichen Rechte der chriſtlichen Kirche, der dahin zielt den ganzen Orga⸗ 
nismus der Kirche zu zerſtören. Ich habe 3) das klare Bewußtſein, daß 
dieſe Beſtimmungen, wenn fie Geſetzeskraft erlangen, mich in einen unauf⸗ 
löslichen Conflict bringen werden mit dem feierlichen Eide, den ich bei 
Uebernahme meines biſchöflichen Amtes mit Vorwiſſen der königl. Staats⸗ 
behörde am Altare des Herrn geſchworen. 3 
Aus dieſer dreifachen Rückſicht würde ich, wenn dieſe Geſetzentwürfe 
wirklich zu Geſetzen erhoben werden, unter keinen Umſtänden und nicht zur 
Vermeidung der größten zeitlichen Nachtheile, zur Ausführung ſolcher Geſetze 
jemals die Hand bieten können. (Hört! hört!) Die daraus unter den Pfarr⸗ 
geiſtlichen und in weiterer Folge in den Gemeinden hervorgehenden Verwir⸗ 
rungen ſtehen freilich klar vor meinem Auge; ich würde aber den Troſt und 
die Beruhigung haben, jede Verantwortung dafür ablehnen zu können. 
4477 richtig aus dem Centrum.) Das weiß ich, daß Sie (im Centrum) das 
ehr richtig finden. (Heiterkeit) So alſo der 9000 von Paderborn. In 
der Preſſe wird uns eine ähnliche Erklärung der Gejammiheit der Biſchöfe 
in Augſicht geſtellt. Man ſagt uns freilich in jenen Blättern in fait maß⸗ 
loſer Sprache: „Eine Revolution wollen wir nicht; aber die Biſchöfe ſeien 
verpflichtet, zu gebieten, daß lein Gläubiger in irgend welchem Falle unterlaſſe, 
was die Kirche gebietet, und daß er in keinem Falle etwas thue, was die Kirche 
verbietet“, unbekümmert darum, ob im erſten Falle das Stgatsgeſetz verbietet 
und im zweiten Falle gebietet. Ob das nicht einer Repolutionirung gleich⸗ 
kommt? Man jagt uns dann ferner, es ſei kein Geſetz ſtatthaſt gegen 
das Geſetz Gottes, und was das Gebot Gottes ſei, das habe die Kirche zu 
beſtimmen. Nun, meine Herren, wenn die Sache ſo liege, wenn in dieſer 
Weiſe gegen die Vorſchläge die von der Staatsregierung als Geſetze in Aus⸗ 
ſicht genommen, und die dies vielleicht in wenig Monaten ſind, wenn in 
dieſer Weiſe von vornherein Ungehorſam und Widerſtand angekündigt wird, 
ja, meine Herren, wie kann da die Sache auf einem anderen Wege beige⸗ 
legt werden, als auf dem Wege, daß die Stgatsregierung dasjenige voll⸗ 
ſtändig feſtſtellt, was ihr gebührt: die Herrſchaft des Geſetzes. N 
Meine Herren, ich gehe über zum Amendement des Herrn Dr. Virchow. 
yo würde glauben, daß nicht im Entfernteſten ein Bedürfniß zu dieſem 
Amendement vorliegt. Man hat in Ihrer Commiſſion, und ich halte das 
für völlig recht — ſich möglichſt an die alte Wortfaſſung des Artikel 15 
der Verfaſſungs⸗Urkunde gehalten. Der Herr Abgeordnele Dr. Virchow ver⸗ 
langt im Weſentlichen zunächſt aus Gründen der neh die Weglaſſung der 
Bezugnahme auf die evangeliſche und katholiſche Kirche. Ich will dahinge⸗ 
ſtellt ſein laſſen, wie es ſich mit dem Ausdruck, die „evangeliſche Kirche“, 
deſſen er geſtern erwähnte, verhält, ob darunter, wie der Herr Abg. von 
Rönne in ſeinem Buche lehrt, zu verſtehen iſt die unirte evangeliſche Lau⸗ 
deskirche, oder ob darunter zu berſtehen iſt ein Gattungsbegriff jeglicher 
ebangeliiher Kirche, der evangeliſch⸗reformirten, der unirten, der ebanges 
liſch⸗lutheriſchen Kirche u. |. m. Für mich iſt in dieſer Beziehung nicht dar⸗ 
gethan, daß ein Mangel an Logik vorhanden wäre, wenn der Art. 15 den 
von der Commiſſion vorgeſchlagenen Eingang erhalt: die evangeliſche und 
die roͤmiſch⸗katholiſche Kirche wie jede andere Religions⸗Geſellſchaft. In 
jenen Paragraphen ift von einer directen Bezugnahme auf die Individuen 
ſelbſt nicht die Rede, ſondern von einem geſchloſſenen Ganzen von Indivi⸗ 
duen, von den Religionsgeſellſchaften, und da bin ich doch der Meinung, 
daß es vollkommen gerechtfertigt iſt, von dieſen Geſellſchaften diejenigen 
beſonders hervorzuheben, die die größte Bedeutung unter ihnen haben. Und 
dies wird man nicht beſtreiten können von der römiſch⸗katholiſchen Kirche 
und eben ſo wenig von der n Mee mag man ſie in dem einen oder 
anderen Sinne fallen. In den Motiven Ihres Commiſſionsberichts iſt auf 
eine erläuternde Aeußerung des Miniſters v. Ladenberg Bezug genommen 
worden, worin es heißt: - 
eine ſo beſondere Erwähnung erſcheine wünſchenswerth, um dieſen Kirchen 
die Rechte, die ſie einmal hätten, aufs Neue zu verhriefen. 
Ich muß geſtehen, eine ſolche Vertiefung würde ich in der Erwähnung 
in der That nicht finden, am allerwenigſten in dem Zuſammenhange mit 
den Worten: „wie jede andere b e ee und ich begreife daher 
jebr wohl, daß bei der Reviſion der Verfaſſungs⸗Uikunde, vor Allem in der 
damaligen erſten Kammer, man ein Gewicht auf dieſes Moment nicht ge: 
legt bat, ſondern daß man dasjenige Moment, was ich vorhin erwähnte, 
namlich die hervorragende Bedeutung dieſer Kirche unter allen Religions: 
eſellſchaften für das Wahre und Alleinentſcheidende angeſehen hat. So 
ie ich die Sache auf nach dem Sinne der Verfaſſungs⸗Urkunde, und jo 
aſſe ich, da ja die Worte der Verfaſſungs⸗Urkunde unverändert wieder⸗ 
gegeben werden ſollen, auch den Sinn auf, in dem die Commiſſion den 
Vorſchlag macht. — Der Herr Abg. Dr. Petri hat an mich eine ſpecielle 
Frage gerichtet, die ich eigentlich ſchon bei Gelegenheit der Debatte über 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Reichenſperger beantwortet habe. Es 
iſt damals — ich weiß nicht ob von ade Seite oder von Seiten des 
Herrn Abg. v. Schorlemer — in der That das Wort römſiſch⸗katholiſch in 
einer Weise betont worden, daß es Folgerungen zulaſſen ſollte für die 


Jetztzeit und ihre Beſonderheit, für die Beſonderheit der Differenz 
den kömiſchen Katholiken und den ſogenannten Alt⸗ oder Proteſt⸗Kaspoliken. 
babe damals bereits hervorgehoben, in dieſer Weile laſſe es ſich nicht 
rechtfertigen, das Wort „römiſch“ zu betonen; ich habe damals bereits 


angedeutet, daß es eben nue gebraucht ift, um die neben der evangeliſchen 
eligionsgeſellſchaft, eine der Religionsgeſellſchaften don der 
höchſten Bedeutung, genügend zu bezeichnen und ich würde an dieſer Auf 


Kirche größte 


faſſung, die ich damals gegeben habe, ſelbſtredend auch feithalten, wenn der 
Artikel, den Ihre Commiſſion vorgeſchlagen hat in der vorgeſchlagenen 
Faſſung Annahme finden ſollte. 


„Der Herr Abgeorduete Eberhard will, wenn ich recht verſtehe, dem erſten 
ormel des zweiten Theiſes 


Alinea Ihres Commiſſionsvorſchlages die tend | 
des Art. 15 beifügen und insbeſondere wegſtreichen die Worte: „in gleichem 


Maße“, Die Staatsregierung geht gegenwärtig bereits davon aus, daß der 


Genuß der Stiftungen, Fonds und Anſtalten nur innerhalb des Rahmens 
des Geſetzes ſtatthabe. 


jetzt hergeſtellt wird durch die Verbindung des zweiten Al 


enn nun die Bezugnahme auf die Geſeze, dis 
ineas mit dem 


erſten, nach dem Amendement Eberhard wieder geſtrichen werden ſoll, ſo 


würde der Auffaſſung wenigſtens Raum gegeben worden ſein, daß hier dieſe 


Bezugnahme nicht Plat greife, daß alſo der Standpunkt, den die Staats⸗ 
Regierung gegenwärtig bereits vertritt, auf Grund der jetzigen Faſſung, ein 
mächtiger ſei. Und darin liegt für mich ein Bedenken gegen das Amende⸗ 
ment. Der Herr Abg. Bahlmann will daſſelbe Wort einſchieben, welches 
der Herr Berichterſtakter anfänglich eingeſchoben hatte, nämlich das Wort 
„allgemein“ vor „Geſetze“. Der Herr Regierungs⸗Commiſſar hat in 


verſtändniſſe veranlaſſen könnte, und ich meine, dieſe liege klar am Tage. 
Mir iſt es völlig begreiflich, warum Ihre Commiſſion nach jener Bemerkung 
dahin gelangt iſt, das Wort „allgemein“ zu ſtreichen. Soll „allgemein“ per 
nommen ſein von der Ausführung des Geltungsbereichs des Geſetzes, alſo 
von der ganzen Monarchie? 

Nun, m. H., das könnte man ſich ja gefallen laſſen, denn die Geſetzent⸗ 
würfe, die Ihnen vorgeſchlagen werden, ſollen ja die ganze Monarchie um⸗ 
fallen. Aber das Wort „allgemein“ kann auch nach einer anderen Richtung 
hin verſtanden werden, nach dem Inhalt, nach einer Paralleliſirung mit den 
materiellen Vorſchriften, und welche ſollen das ſein? die verſchiedenen Vor⸗ 
ſchriften über die Corporationen, die verſchiedenen Vorſchriften über die ju⸗ 
riſtiſchen Perſonen im Allgemeinen, die Vorſchriften über die Geſellſchaften? 
welche denn? Ich wäre vielleicht in der Lage, noch andere zu nennen. Ich 
meine, mit dem Worte „allgemein“ kommt man in Verwirrung und ich 
denke deshalb, es iſt beſſer, man läßt es fort. Was nun weiter endlich das 
Wort „Oberauſſicht“ betrifft, jo iſt bereits in der Commiſſion darauf hing s 
wieſen worden, daß das Wort „Oberaufſicht“ ein eigentlich techniſcher Be⸗ 
gi auf dieſem Gebiete nicht jei, und wenn man es hier an die Stelle des 
Wortes „Aufſicht“ ſetzt, man in der That zu der Meinung käme, einen ſolchen 
techniſchen il zu ſchaffen; dazu aber, ſcheint mir, fehlt die Grundlage, 
denn die Oberaufſicht iſt voch, logiſch genommen, die Aufſicht, die über einer 
andern ſteht und mittelſt dieſer Aufficht ausgeübt wird. Davon iſt aber 
bier nicht die Rede, die Aufſicht fol auch neben dem höchſten Organe der 
Kirche ſtehen, das ſpricht der Geſetzentwurf klar aus und aus diefem Grunde 
habe ich auch gegen dieſes Wort Bedenken. Ich reſumire mich, ich würde 
glauben, das hohe Haus thäte wohl, den Vorſchlägen feiner Commiſſion bei⸗ 
zutreten. (Bravo! und Si 
Die Discuffton wird geſchloſſen. Perſönlich bemerkt u. A. Abg. Windt 
horſt (Meppen): Ich weiß nicht, ob es angemeſſen iſt, Aeußerungen, die 
nicht im Haufe gemacht ſind, hier vorzubringen. (Unruhe links.) Ich habe 
allerdings im Juli 1870 mit Herrn v. Schulte in freundſchaftlichſter Weiſe 
mich unterhalten, und verdanke dieſen Unterhaltungen, ſowie den Schriften 
des Herrn v. Schulte große Belehrung. Daß derſelbe ſich für berechtigt ges 
halten hat, davon öffentlich Mitth ilung zu machen, iſt mir überraſchend. 
Es ſcheint das mit den Gewohnheiten der Herren, die ſich Altkatholiken 
nennen, in Zuſammenhang zu ſtehen. Ich bedaure übrigens, daß Herr 
v. Schulte die Unterredung nicht richtig aufgefaßt hat. Ich habe gelangt, 
daß ich die Erklärung des Unfehlbarkeitsdogma's für nicht⸗opportun halte. 


in Deulſchland, auf den Univerſitäten, in den Häuſern der Geſetzgebungen 
und vor allem bei den Regierungen. Ich habe ihn deshalb aufgefordert, 
ſeinen Einfluß geltend zu machen, um dieſe Opportunitatsgründe zum Bes 
wußtſein der Kirche zu bringen. Er wollte in einer bevorſtehenden Ver⸗ 
ſammlung der Biſchöfe die Sache zur Sprache bringen. Auf eine Frage, 
ob eine öffentliche Erklärung erfolgen ſolle, entgegnete ich ihm, daß eine 
ſolche vermieden werden müſſe. Denn wenn man ſolche Gründe öffentlich 
ausſpräche, würde man in den Fall kommen, excommunicirt zu werden und 
zwar in kürzeſter Friſt. Das iſt etwas anderes, als Herr v. Schulte gejagt 
hat. Ich bin noch derſelben Meinung, die ich damals hatte, und die auch 
in der Erklärung enthalten iſt, welche die erwähnte Verſammlung in Berlin 


abgegeben hat. Will Herr Petri noch weiter mit mir über die Sache ſpre⸗ 


chen, ſo mag er es privatim thun. 


Abg. Reichenſperger (Coblenz) perſönlich: An der Stelle, welche der 


Abgeordnete Petri porgeleſen, bin ich zwar nicht namentlich genannt, aber 
meine Perſon iſt ſo bezeichnet, daß jeder einigermaßen Orientirte, auch 
wahrſcheinlich jeder im Haufe, die Aeußerungen auf mich bezogen hat. Die 
Aeußerung des Herrn v. Schulte, die auch in Köln auf mich bezogen iſt, iſt 
durchaus unwahr. 


Abg. Petri bemerkt, daß er nur Mittheilungen aus einem Buche ge⸗ 


macht habe, das im Buchhandel erſchienen jet. 

Referent Gneiſt: Ich will mich nur kurz über die Amendements aus⸗ 
ſprechen. Das Amendement Weide iſt in der Commilfton reiflich erwogen 
worden und man hat anerkannt, daß es darin einen großen Vorzug bat, 
daß es rüchaltlos das Oberaufſichtsrecht des Staates anerkennt. Aber es 
it in ſeinem Ausdruck 15 verſchwommen; es würde ebenſowenig wie der 
jetzige Artikel 15 einen klaren und unzweifelhaften Auspruck in die Verfaſ⸗ 
ſung bringen. Das Amendement Virchow würde reſultatlos ſein; das Ueber⸗ 
gewicht der römiſch⸗katholiſchen und der evangeliſchen Kirche iſt durch eine 
lange Reibe von Geſetzen begründet und an dem thatſächlichen Verhältniſſe 
würde es gar nichts ändern, wenn wir fie unter dem Worte Religions⸗Ge⸗ 
ſellſchaft mit einbegriffen. Die Amendements Bahlmann ſtellen ganz prin⸗ 
ciploje, willkürliche Grenzmerkmale auf und das Amendement Eberhard hat 
dadurch keinen Werth, daß es den möglichen Mißbrauch, den es verhindern 


will, thatſächlich gar nicht verhindert. Ich bitte alſo um underänderte An⸗ 


nahme des Commiſſionsvorſchlags. Ich habe nur noch hinzuzufügen, daß 
dieſe Geſetze nicht kleinlichen Verhältniſſen und Zufällen entiprungen find, 
ſondern Symptome find des großen Streites, weichen ſeit den Tagen Con⸗ 
ſtantin des Großen die katholiſche Kirche immer und überall mit der Staats⸗ 
gewalt geführt hat, weil ſie ihre äußere Gewalt weiter ausdehnen will, wie 
jedes andere Kirchenſyſtem. Was ihr mit dieſen Geſetzen widerfährt, iſt ihr 
ſchon überall widerfahren und meiſt in ganz anderem Umfange und deshalb 
it es eine reine Phraſe, uns zu beſchuldigen, daß wir die Omnipotenz des 
Staates wollten. Es mag ſein, daß Sie den Streit nicht gewollt haben, 
aber die Verfaſſung Ihrer Kirche zwingt ſie dazu. Wie können Sie von 
Frieden ſprechen, wenn Sie zugleich dies Haus beſchuldigen, der Regierung 
Geſetze zu opportiren? . 5 5 
Präſident: Dieſer Ausdruck iſt gerügt und mit den parlamentakiſchen 
Mitteln beſtraft. Es ift deshalb nicht ftatthaft, darauf zurückzukommen. 

Ref. Gneiſt: Wenn Sie im Ernſt den Frieden wollen, dann iſt die erſte 
Bedingung dazu, daß Sie die Rechte des Staates anerkennen und dem Kaiſer 
geben, was des Kaiſers iſt. (Beifall.) 5 

Bevor das Haus zur Abſtimmung ſchreitet beantragt Abg. Duncker, 
über die Worte im § 15 der Commiſſion: „und der geſetzlich geordneten 
Aufſicht des Staates“ geſondert N Abg. von 
Vorſitzender und Abg. Gneiſt als Referent der Commiſſion proleſtiren gegen 
eine ſolche Trennung des einheitlich angenommenen Satzes und das Haus 
entſcheidet ſich für ſie gegen die Stimmen eines großen Theils der Fort⸗ 
ſchrittspartei, einiger Freiconſervativen, des Centrums und der Gonjerbativen. 

Darauf werden ſämmtliche Amendements abgelehnt und der Vorſchlag 
der Commiſſion in namentlicher Abſtimmung mit 262 gegen 117 Stimmen 
angenommen; Abg. Delius enthält ſich der Abſtimmung. Mit Ja 
ſtimmen die Fortſchrittspartei mit Ausnahme der Abgeordneten Duncker 
und Kerſt, die Nationalliberalen mit Ausnahme des Abgeordneſen Brüning, 
die Freiconſervativen mit Ausnahme der Abgg. Arndis, Bahlmann, Frhr. 
v. Eckardtſtein und Stürtz; mit Nein das Centrum und die Polen; geſpalten 
iſt die conſervative Partei; aus derſelben ſtimmen mit Ja u. A. die Abgg. 
v. Arnim die beiden Bismarck, v. Brauchitſch, v. Cranach Engelcken 
v. Gottberg, Prinz Handjery, Heiſe, v. Jagow (Wittenberg), v. Köller, Graf 
Limburg⸗Styrum, v. Manteuffel, p. Rauchhaupt, Scharnweber, v. Waldaw⸗ 
Reitzenſtein; mit Nein u. A. die Abgg. v. Alten, v. Bodelſchwingh, Devens, 
b. Debipere, v. Donat, Eberhard, Glaſer, Holtz v. Hülſen, b. Jagow 
Gba b. Kühlwetter, Lampugnani, v. Meyer (Arnswalde), v. Mitſchke⸗ 

ollande, Sack, v. Schöning, v. Schwerin⸗Putzar, Straſſer. 

Ein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt und in die Discuffion des 
Artikel 18 eingetreten. Gegen die Faſſung der Commiſſion melden ſich 6 
Reduer zum Wort, dafür kein einziger. Dieſelbe lautet: Artikel 18. Das 
Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl: und Beſtätigungsrecht bei Beſetzung kirch⸗ 


der Commiſſion bereits den Ton darauf gelegt, daß dieſes Wort große Miß. ; 


(Hört! Hört!) Ich kannte meine Pappenheimer! Ich kannte die Stimmung 


* 


n 


Bennigſen als 


Zuſchüſſe aus Staatsfonds befoldet werden; 


licher Stellen iſt, ſoweit es dem Staat 2 
oder beſonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. Auf Anftellung bon Geiſt⸗ 
lichen beim Militär und an öffentlichen Anſtalten findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung. Im Uebrigen regelt das Geſetz die Befugniſſe 
des Staates hinſichtlich der Vorbildung, Anſtellung und Ent⸗ 


zusteht und nicht auf dem Patronat 


laſſung der Geiſtlichen und Religionsdiener und ſtellt die 
Grenzen der kirchlichen Disciplinargewalt feſt. us 
Hierzu liegen zwei Amendements vor: 1) der Abgg. Dunker, Richter 
(Hagen), Pariſius u. Kerſt hinter „Religionsdiener“ hinzuzufügen: ſoweit 
ſolche mit ſtaatlichen Funktionen bekleidet find oder durch 
i der Abgg. Bahlmann und Brüning die Worte „Anſtellung 
und Entlaſſung“ zu ſtreichen. 0 5 
bg. Duncker vertheidigt ſein Amendement damit, daß der Staat kein 
Recht babe, ſich in die indibiduale Gewiſſensfreiheit zu miſchen. Es müſſe 
Jedem überlaſſen bleiben, ob er in religidfen Dingen ſeiner Ueberzeugung 
folgen, oder ji der Autorität eines Andern unterwerfen wolle. Nur ba 
hahe ſich der Stagt mit dieſen Dingen zu befaſſen, wo die Geiſtlichen zu⸗ 
gleich ſeine Beamten ſeien. 5 
Unterſtaats⸗Secretär Achenbach bittet, beide Amendements beuten 
Das Bahlmann ſche würde die Geſetze eines ſehr großen und weſentlichen 
Theils ihrer Bedeutung berauben, auf den die Regierung unter keinen Um⸗ 
ſtänden berzichten könne. Das Duncker ſche würde der e ſogar das 
nehmen, was ſie ſchon beſäße, denn auf die Anſtellung und Abſetzung der 
Geistlichen hahe fie ſich ſtets einen gewiſſen Einfluß reſervirt, was bei der 
außerordentlich großen Bedeutung der Stellung der Geiſtlichen inmitten des 


Volks nicht mehr als billig ſei. 


Ein Schlußantrag wird abgelehnt. Abg. Reichenſperger (Reben ) 
greift in einem längeren Vortrage unter großer Unruhe des Hauſes noch⸗ 


mals auf die Generaldebatte zurück und erwidert auf die fortwährenden 


Satze, man müſſe Gott mehr gehorchen, als den 


Rufe; zur Sache! die ihn unterbrechen, daß man auf Allgemeinheiten nur 
mit Allgemeinheiten antworten könne. Er verlieſt eine in ſehr heftigen Aus: 
drücken abgefaßte Reſolution amerikaniſcher Katholiken — die man wohl nicht 
Ultramontane nennen könne, boͤchſtens Ultramarien (Gelächter) — und 
meint, die vielgerühmte Macht der deutſchen Wiſſenſchaft könne nicht allzu 
weit her ſein, da ſie ſich vor einem gefangenen Greiſe im Vatican fürch⸗ 
teten. Die Tage, in denen die kirchlichen Vorlagen zu Geſetzen wurden, 
a a des Unglücks für fein preußiſches Vaterland fein; Gott möge 

e en 
Die Discuſſion wird geſchloſſen. 
Referent Gneiſt bittet um Ablehnung ſämmtlicher Abänderungsanträge 
und will den Gebrüdern Reichenſperger, welche ſo oft auf die Verhandlun⸗ 
gen des Frankfurter Parlaments und den Standpunkt hingewieſen, welche 
damals Manner wie Rotteck und Welker eingenommen, ein Wort des einen 
Inhabers dieſer Firma entgegenhalten. Derselbe 1 8 damals: Mit dem 
enſchen, ſchafft man kein 


Staatsgebäude, man darf darum nicht mit einem Strich das Ganze jus 


Verfaſſungsänderung. 


eirca sacra des Staates beſeitigen. Das Wort beweiſt, daß nicht die libe⸗ 
rale Partei, ſondern vielmehr die Herren Reichenſperger vergeſſen haben, 
1900 Teen) Koen wurde und was ſie ſelbſt damals gewollt. (Sehr 
wahr! Beifall. 

Die Amendements Bahlmann und Duncker werden abgelehnt und 
Art. 18 in der Faſſung der Commiſſion in namentlicher Abſtimmung mit 
255 gegen 114 Stimmen angenommen. Das Stimmverhaltniß it fait genau 
bajjelbe wie oben; nur ſtimmte von der Fortſchrittspartei Richter (Hagen) 
mit Nein, dagegen mit der Majorität der inzwiſchen in's Haus eingeire: 
ene Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg. 

Damit iſt die zweite Berathung der aeg ng beendigt. 
Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung: Dinstag 11 Uhr. Dritte Leſung der 


Berlin, 31. Januar. [Amtliches.] Se. Maj. der König hat dem 
Flügel⸗Adjutanten, Major rafen Finck von Finckenſtein, commandirt 
als Militär⸗Attachs bei der Botſchaft in Wien, den Rothen Adler⸗Orden 
vierter Klaſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den Polizeimeiſter Tiedemann zum Land⸗ 


rathe des Kreiſes Mettmann, ſowie die Stadtrichter Poll, Gaſterſtaedt 


der wie eine Beſchwerde gegen die Regierung ausfleht. 


und Volkmar hierſelbſt zu Stadtgerichtsräthen ernaunt. 
Berlin, 31. Januar. [Vom Hofe.] Am Donnerstag, den 
30. Januar c., fand bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtäten 
in den Paradekammern, in der Bildergallerie und im Weißen Saale 
des Königlichen Schloſſes hierſelbſt Cour und nach derſelben Concert 
ſtatt. Die gegenwärtige Hoftrauer war für dieſen Abend abgelegt 
worden. 5 (Reichsanz.) 
IlStaatsminiſterium.] Heute Mittag fand eine Berathung 
des Stagtsminiſteriums ſtatt, in welcher jedenfalls verſchiedene auf den 
Landtag bezügliche Angelegenheiten zur Sprache gekommen ſein werden. 
IS [Die Einſprache des Evangeliſchen Ober⸗Kirche⸗ 
raths! gegen die kirchenpolitiſchen Vorlagen der Regierung wird ſelbſt 
in Kreiſen von politiſch und kirchlich gemäßigter Gefinnung nicht ge⸗ 
billigt. Man ſagt mit Recht, gerade der Ober⸗Kirchenrath hätte mit 
Rückſicht auf feine Stellung von einem Schritte Abſtand nehmen follen, 
Der Ober⸗ 
Kirchenrath iſt das Organ Sr. Majeſtät für die evangeliſchen Kirchen: 
Angelegenheiten, und wenn nun eine ſolche Behörde vor Einbringung 


der Boslagen mit feinem Urtheil nicht gehört iſt, fo konnte dies nur 
darin ſeinen Grund haben, daß die Regierung ſich auf den Stand⸗ 


punkt der Staatsſouveränetät ſtellte, da fie ſonſt auch das Gutachten 
der katholiſchen Kirchenbehörden hätte einholen müſſen. Der Eoange⸗ 
liſche Ober⸗Kirchenrath hat feinen beim Landtage angebrachten Ein- 
ſpruch nur in Verkennung feiner Stellung erheben können. Für die 
Eniſcheidung wird derſelbe ohne Einfluß fein und nur zum Nachtheil 
des Beſchwerdeführers gereichen. 

[Die Stadtverordneten⸗Verſammlungl hat in ihrer geſtrl⸗ 


gen Sitzung die Berathung des Etats der Stadt Berlin für das 


Jahr 1873 geſchloſſen. Der Haupt⸗Etat wurde mit 5,665,785 Thlr. 
in Einnahme und 7,416,267 Thlr. in Ausgabe feſtgeſtellt. Die hier: 
nach fehlenden 1,750,482 Thlr. ſollen durch Einkommenſteuer gededi 
werden, für welche die Verſammlung den Satz von 66%, Procent 


bewllligte. 


Poſen, 31. Januar. (Kirchlicher Confliet.] Gegen dle 


a Verfügung des Cultusminiſterz, daß der Gottes dienſt der katholiſchen 


Schüler am katholiſchen Gymnaſium zu Wongrowiee an Sonn⸗ und 


Feſttagen in deutſcher Sprache abzuhalten ſei, hatte der Erzbiſchof Le 


deutſcher Sprache zu predigen. 


dochowskt, wie die „Poſener Zeitung“ meldet, Proteſt beim Cultus⸗ 
miniſter erhoben; gleichzeitig hatte derſelbe aber dem Religionslehrer 
der Anſtalt das Verbot zugehen laſſen, von den polniſch⸗katholiſchen 
Schülern deutſche Kirchenlieder ſingen zu laſſen, und vor denſelben in 
Der Religionslehrer der Anſtalt iſt 
dieſem Verbote nachgekommen, hält jetzt nur eine ſtille Meſſe, verrich⸗ 


et dagegen jeden Morgen mit ſämmtlichen Schülern des Gymnaſiums 


in der Aula ein deutſches Gebet. 


Vom Gymnaſtaldirector iſt gegen: 
wärtig der mit dem Ortspfarrer wegen Mitbenutzung der Pfarr⸗ 


kirche für den Gymnaſtal⸗Gottesdienſt abgeſchloſſene Contract gekün⸗ 


digt worden. 


Sch we iz. 

Bern, 27. Januar. [Zur kirchlichen Frage.] Die Anträge, 
welche die Berner Regierung morgen in Solothurn auf der Didcefan- 
conferenz des Bisthums Baſel ſtellen wird, ſind, wie bereits ange⸗ 


deutet, noch beſtimmter und präciſer abgefaßt, als die der Thurgauer 
Regierung. Sie lauten: 


1. Es ſoll dem hochw. Biſchof Eugen Lachat von La Scheulte die ihm 
bei ſeiner Wahl ertheilte Staatsgenehmigung zurückgezogen und damit die 
Amtserledigung ausgeſprochen werden; 2. es ſei dem hochw. Biſchof Eugen 
Lachat die Ausübung weiterer biſchöflicher Functionen in den Cantonen zu 


unterſagen und an dieſelben die Einladung zu erlaſſen, für einſtweilen die 


biſchöflichen Einkünfte nicht mehr auszurichten, beziehungsweiſe in den Can⸗ 


tonen, in welchen Diöceſanfonds nicht mit dem Staatsgute bereinigt, find, 
die beſtehenden Fundationen mit Sequeſter zu belegen: 3. die Regierung 
von Solothurn wird eingeladen, dem hochw. Biſchof Eugen Lachat die 


= 449 
friſt zu künditzen und für Uebergabe des dem Bisthum Baſel angehörenden 
Nas beſorgt zu ſein; 4. es ſei das Dißceſan⸗Capitel einzuladen, nach 
aßgabe des Bisthumsvertrags einen den Cantonen genehmen Bisthums⸗ 
verweſer ad interim zu ernennen; 3. die fünf Diöceſan⸗Regierungen (Aargan, 
Bern, Solothurn, Thurgau und Baſelland) werden ſofort Verhandlungen 
über Reviſion des Diöceſanvertrags eröffnen, und werden dazu auch die 
hohen Regierungen der anderen Cantone für ihr kathokiſchen Einwohner 
eingeladen; 6. die bisherigen Mit⸗Diöceſanſtände Luzern und Zug follen 
von dieſen Beſchlüſſen Kenntniß erhalten; 7. der hohe Bundesrath ſoll für 
ſich und zu diplomatiſcher Eröffnung an den päpſtlichen Stuhl von den Be⸗ 
ſchlußnahmen in Kenntniß geſetzt werden. 

Man zweifelt nicht, daß dieſe Anträge in ihren weſentlichſten 
Punkten Annahme finden werden; auch erwarlet man mit ziemlicher 
Gewißheit, daß das Domcapitel, welches aus zehn von den Regierun⸗ 
gen dazu ernannten Chorherren beſteht, auf die Wahl eines Bisthums⸗ 
verweſers, wenn auch mit ſchwerem Herzen, eintreten werde. Freilich 
werden Luzern und Zug, welche bis jetzt auch noch zum Blöthum 
Baſel gehören, den Herrn Lachat für ſich als Blſchof fortbehalten 
wollen, womit dann ihre Trennung von dem Didcefanverbande aus⸗ 
geſprochen wäre, g f 

[In Betreff des Standes der Bundesverfaſſungs⸗ 
Reviſion] vernimmt man, daß der Bundesrath ſeinen verſchiedenen 
Departements die fie betreffenden Abſchnitte des Reolſtonsentwurfs zur 
Prüfung und baldmöglichſten Berichterſtattung übergeben hat. Eine 
Discuſſton über einzelne Fragen im Bundesrathe ſelbſt hat alſo noch 
nicht Statt gefunden. , 

[Der Abfall einer altkatheliſchen Gemeinde. — Die ultra 
montanen in Solothurn und ihr nächſtes Ziel. — Die katholi⸗ 
chen Blätter.] Die altkatholiſche Sache, ſchreibt man der Wiener Preſſe“ 
hat am geſtrigen Tage eine empfindliche Schlappe erlitten; in Dulkiton, 
welcher Gemeinde Herr Pfarrer Gſchwind vorſteht, iſt es dem Ränkeſpiel 
des biſchoͤflichen Relnecke Düret und ſeinen Helfershelfern gelungen, dem 
Ultramontauismus wieder zum Siege zu verhelfen. 805 muß bier bes 
merken, daß nicht in Dullikon, obgleich es die doppelte Einwohnerzahl bat, 
ſondern in Starrkirch die Pfarrkirche ſich befindet. Dagegen findet man in 
Dullikon eine Capelle, in welcher Pfarrer Gſchwind zeitweilig die Meſſe lieſt. 
Die Bewohner von Dullikon wendeten ſich nun an den Reglerungsrath um 
Ueberlaſſung dieſer Capelle, behufs Abhaltung des römiſch⸗katholiſchen Got⸗ 
tesdienſtes. Der Regierungsrath trat auf die Vorlage nicht ein, da kein 
Begehren der competenten Behörde, der Kirchengemeinde (zu der eben das 
geſinnungstüchtige Starrkirch gehört), vorliege. en 0 
des Gottes dienſtes in einem Frivathauſe geſtattet. Wirklich hat geſtern ein 
folder Gottesdienſt in einer Bauernſtube ſtattgefunden, und die Ultramon⸗ 
tanen verkünden es in Extra⸗Bulletins, daß an 500 Perſonen in und vor 
dem Haufe geweſen ſeien. Dagegen hat das Vblklein von Starrkirch bisher 
alle uliramontanen Zumuthungen energiſch von ſich gewieſen und treu zu 
Pfarrer Gſchwind gehalten. 4 £ 

Das eigentlichſte Ziel, auf das die Ultramontanen in Solothurn los⸗ 
ſteuern, iſt: Abberufung der Regierung. Was in Freiburg, in Zug, in 
Luzern gelungen, warum ſollte das in Solothurn nicht auch möglich ſein? 
So calculiren die frommen Herren und denken insgeheim mit einer gewiſſen 
Behaglichkeit an den Scheiterhaufen, auf welchem ſie die liberalen Hetzer fo 
gerne verbrennen — möchten .. Offen geſagt, uns it um Solothurn fo 
lange nicht bange, als nicht eine Zerſplitterung im liberalen Lager ſelbſt 
entſteht. Und an die Möglichkeit einer ſolchen Zerſplitterung denke ich des⸗ 
halb, weil bei mindeſtens einem Drittel der Liberalen die gegenwärtige Re⸗ 
gierung unbeliebt iſt. 5 

Das neue altkatholiſche Organ läßt ſich ſehr gut an. In einem vor⸗ 
trefflichen Artikel wenden ſich die „Katholiſchen Blätter” an die Aengſtlichen 
unter den Katholiken, die da fürchten, man wolle ihnen liebgewordene hei⸗ 
lige Güter rauben, ohne ihnen einen Erſatz dafür bieten zu können, mit 
folgende Worten: „Den Aeugſtlichen, welche für den ſrommen Glauben 
fürchten, ſagen wir, daß ſie beruhigt ſein dürfen, es iſt einer der weiſeſten 


— 


Erfahrungsſätze, daß nichts ſo ſicher vor einem gewaltigen Umſturz bewahrt, 


als die Reform. Und unſere Reform wird einen ruhigen Lauf haben, weil 
fie nicht von oben octroyirt, ſondern durch das von der chriſtlichen Tradi⸗ 
tion und den wiſſenſchaftlichen Kennern derſelben geleitete Volk angenommen 


werden wird.“ 5 2 
Spanien. 


Madrid, 26. Jauuar. [Die Carliſten,] welche im vergangenen Jahre 
in Navarra und Biscaya ſcheinbar für immer geſchlagen worden waren, 
find wieder aufgetreten und verbreiten Schrecken unter der Bevölkerung. 
Bedeutende Banden unter Anführung von Häuptlingen, deren Namen einſt 
wohl bekannt, jetzt aber faſt vergeſſen waren, durchziehen fait ungeſtraft 
die Gefilde Cataloniens. Eine Truppe unter dem Commando eines 
Führers Namens Guin hielt ihren Einzug in Caſtellterſol trotz des Wider⸗ 
ſtandes der „Freiwilligen der Freiheit“, welche ſich in einigen Häuſern und 
in der Kirche derbarrikadirt hatten. Vor einigen Wochen kam der Anführer 
Saballs mit 500 Maun nach Miers; Triſtany hielt fein Lager mit 800 
Mann und 40 Reitern am 15. Januar in der Nähe der wichtigen Stadt 
Igualada; Valles und Espolet, zwei andere Hauptleute, werden jeden Tag 
erwartet, und wenn fie, wie permuthet wird, ſich mit Triſtauy und Galcevan 
vereinigen, ſo verfügen ſie über eine Macht von 2000 Mann zu Fuß und 
60 zu Pferde. Vor einigen Tagen hieß es, daß Pinol mit einer weiteren 
Bande in der Nähe von Tortoſa ſich befinde. Eine 500 Mann ſtarke Truppe 
wagte ſich ſogar bis Vilafond, eine halbe Stunde von Figueras, vor und 
würde ſicher auch dorthin gegangen ſein, wenn nicht die Sturmglocke die 
Marodeure verſcheucht hätte. Miret, deſſen Tod officiell gemeldet war, hat 
fein Commando, das er Eranküeitäbaiber aufgegeben hatte, wieder übernom⸗ 
men und feine Streitmacht durch Freiwillige und Studenten bedeutend ber 
mehrt. Sein Hauptquartier befindet ſich gegenwärtig in Torellas de Foix. 
Tallada hat ſeine Leute, 300 Eingeborene des Mgeſtrazzo, zur Verſtärkung 
der Banden von Ferré, Cucalg und Pinol abgeſchickt. Tallada war eben: 
falls von officieller Seite als todt gemeldet. Gegen Caſtells haben die 
Carliſten ſich empört, ja, ſogar ihn zu erſchießen gehroht und er hat daher 
vor 5 oder 6 Tagen fein „Ober⸗Commando in der Provinz Barcelona“ an 
einen anderen Bandenführer, Jeronimo Galcevon abgetreten. Er ſelbſt iſt 
als Stabschef in das Lager Don Alfonſo's, Don Carlos Bruder, gegangen. 
Er iſt von 200 Mann nach Olot escortirt worden, woraus hervorgeht, daß 
der Prinz entweder dort iſt oder demnächſt daſelbſt erwartet wird. Galce: 
van's Haupt⸗Adjutant iſt ein früherer Offizier, Namens Larramonte, ein 
Mann, wie es heißt, von beſonderer Energie und Fähigkeit. Er war im Sabre 
1889 Carliſten⸗General und hatte damals feinen jetzigen Chef unter ſei nem 
Commando. Triſtany iſt jetzt wahrſcheinlich in der Provinz Lerida, Navarre 
iſt mit 500 Mann nach der Provinz Huesca gegangen, als deren General⸗ 
Commandant er an Stelle Joſs Bosques ernannt worden iſt. Am II. 
Januar befanden ſich Saballs, Huguer, Vila de Prats u. a. m. zu Hoſtales 
mit 1300 Mann und erwarteten dort Guin zu ihrer Verſtärkung. Unter 
dem Namen „Mozos de Escuadra“ haben die Carliſten eine Art Polizei be⸗ 
gründet, welche die Bewegungen der regulären Truppen zu bewachen und 
in Don Carlos Namen Beiträge einzuſammeln hat. In Tarragona und 
Gerona hat jeder Reiſende einen Zoll von 10 Reales an ſie zu entrichten; 
ferner haben fie daſelbſt den Munictpalitäten anbefohlen, den Dorfſchullehrern 
den rückſtändigen Gehalt auszuzahlen und jedem Alcalde eine Strafe von 
1000 Reales auferlegt, falls er dieſem Befehle nicht nachkommt. Reiſen mit 
der Eiſenbahn iſt fc unmöglich geworden, da mehrere Bahnhöfe, wie die 
von Bajadell, Oleſa, Montſerrat und vor Kurzem erſt Hernani niederge⸗ 
brannt wurden. a e ! 

Die Regierung hat den Befehl gegeben, an die „Freiwilligen der Frei⸗ 


heit“ Waffen auszutheilen. Wenn man den Carliſten trauen darf, ſo ſind |ND: 


in Catalonien Soldaten von der Armee zu ihnen deſertirt. Doch iſt dies 
kaum wahrſcheinlich. Dagegen wäre das wohl möglich, wenn Iſabella's 
Sohn, Don Alfonſo, ſich im Felde befände. Denn der Haß der Spanier 
gegen Fremde, fremde Prinzen namentlich, iſt ſehr groß und die Hauptſtärke 
der Prätendenten. Jetzt ſcheinen die Carliſten beſondere Anſtrengungen 
machen zu wollen. und die Maßregeln, die fie ergseifen, erinnern 801 ſehr 
an den großen Bürgerkrieg. Bahnhöfe werden niedergebrannt, Schienen 
aufgeriſſen und die Aufſeher und Maſchinenführer u. ſ. w., die den Befehlen 
der Bandenführer ſich nicht fügen, werden, wie es in einem Rundſchreiben 
eines ſolchen Hauptmanns heißt, ohne Weiteres niedergeſchoſſen werden. 
Die Carliſten haben ferner auch einige Staatskaſſen ſich angeeignet und 
werden von Tag zu Tag kühner. Die Regierung hat endlich eine beveutendere 
Macht unter dem erprobten General Moriones gegen die Ruheſtörer aus⸗ 
geſandt und dieſer wird ſicherlich ſein Beſtes thun. Mit welchem Erfolge, 
das hängt davon ab, ob ein Auſſtand ih auf Navarra allein beſchränkt 
oder durch die Provinzen verzweigt iſt. Im erſteren Falle unterliegen die 
Carliſten; im letzteren iſt die Regierung in einer ſehr kritiſchen Lage, n 
die Treue der Armee keinen zu ſchweren Proben ausgeſetzt werden dar 


Amtswohnung im biſchöflichen Palaſte mit einer entſprechenden Räumungs⸗ | find jetzt 27 Bandenführer in verſchiedeuen Provinzen vorhanden, darunt 


agenen ſei die Abhaltung | 


Es! Thl. 


zwei Prieſter; jede Bande beſteht aus 40—50 Mann, die alle bereit ſind, 
einander beizuſtehen. Wo Don Carlos gegenwärtig iſt, weiß Niemand; jein 
Bruder Alfonſo hat das Ober⸗Commando der Armee übernommen und iſt 
vermuthlich auch „Vicekönig des Reiches.“ . ; 5 


Provinzial-Beitung. 
* Breslau, 1. Febr. [Deputation.] Dem Herrn Grafen 
Hans Ulrich Schaffgotſch (Reichstagsabgeordnelen) iſt geſtern, wie 3 
die ultramontane „Volkszeitung“ meldet, durch eine Deputation eine 
Adreſſe ſeiner Wähler überreicht worden, in denen die Freude darüber 
ausgeſprochen iſt, daß der Herr Graf aus der Fractton der „deutſchen 
Reichöpartei“ ausgeſchieden ſei, und daß er den Aufruf des ultramon⸗ 
tanen Wahlvereins mit unterzeichnet habe. In feiner Antwort äußerte 
der Herr Graf u. A.: „bezüglich des Angriffs des Reichskanzlers auf 
ihn als Kammerherrn ſchwebe die Sache zur Zeit noch amtlich und er 
wolle daher nicht vorgreifen. In jedem Falle werde er — nachdem 
dieſe Angelegenheit durch die bekannte Erklärung des Reichskanzlers im 
„Reichs⸗Anzeiger“ Verbreitung gefunden, darauf halten, daß ihm volle 
e zu Theil werde.“ — So meldet die ultramontane 

eitung. ‚ 


E Strehlen, 30. Jauuar. [Zur Tageshronit] Wie wir aus 

ſicherer Quelle hören, hat die am 10. v. M. hierſelbſt ſtaſtgefundene außer⸗ 
ewöhnliche Reviſion der Kämmereikaſſe mit den dazu gehörigen Nehenkaſſen, 
owie der Sparkaſſe nebſt der am 14. d. Mts. vorgenommenen Geſchäfts⸗ 
Repiſion des Magiſtrats nach dem Ausſpruche der königlichen Regierung zu 
Breslau vom 16. d. Mts. ein gutes Reſultat ergeben. Bei den Kaſſen 
waren nur Formalien zu moniren, wogegen bei der Geſchäftsreviſion des 
Magiſtrats keine Erinnerungen gezogen worden ſind. — Die Vorlage wegen 
Errichtung eines Gymnaſii am biefigen Orte wird in ganz nächſter Zeit, 
nachdem dieſelbe von der Schulen⸗Deputation berathen, den ſtädtiſchen Be⸗ 

hörden be — Der betreffende Etat pro 1873/74 weiſt eine Einnahme 
und Ausgabe von 6900 Thlr. nach und würde hiernach zum Einnahmebe⸗ 
trage die Kämmereikaſſe mit einem Zuſchuſſe von ca. 3820 Thlr. beranzu: 
ziehen ſein. Sollte dieſe Vorlage wiver Erwarten fallen, oder don dem 
Magiſtrat zurückgezogen werden, ſo können wir ſchon jetzt behaupten, daß 
Strehlen nie eine höhere Lehranſtalt bekommen wird, da auch bei dieſer 
Frage der richtige Zeitpunkt wahrzunehmen iſt. ' 


—z— Gogolin, 31. Januar. [(Diverſes.] Unter dem Rindvieh des 
Dominiums Schedlitz und des Vorwerkes Kaminietz, Groß-Strebliger 
Kreiſes, iſt die Lungenſeuche ausgebrochen, wie durch den königlichen Kreis 
Thierarzt Herrn Scholtz N worden ift. — Der Scholze Papellek aus 
Bar hat am 23. d. Mis. im Flur des Kreisgerichtsgebäudes zu Groß 

trehlitz eine Brieftaſche mit 136 Thlr. in Kaſſen⸗Anweiſungen liegen laſſen, 
welcher Betrag an die 5 Kreis⸗Steuer⸗Kaſſe abgeführk werden ſollte. 
Ueber den Verbleib dieſer Brieftaſche iſt bis jetzt noch Nichts bekanut ger 
worden. — Montag Nachmittag ſtürzte der Tagearbeiter Thomas 
Schodrzok aus Klein⸗Stein, welcher uf dem Kalkofen⸗Etabliſſement zu Vall ⸗ 
Hedwig in Beſchäftigung und im Begriff ſtand, den Cylinder mit ohen 
Bruchſteinen zu füllen, mit dem Steineförderwagen in den Cylinder hinein. 
Glücklicherweiſe kam S. auf den beregten Wagen zu liegen und gelang es 
fo, denſelhen aus einer Tiefe von 4 bis 5 Fuß baldigſt heraufzuziehen und 
ihn dem ſicheren Erſtickungstode zu entreißen. Er war zwar gänzlich betäubt, 
kam jedoch bald wieder zu ſich und ſetzte nach Mrlauf einer halben Stunde 
und nachdem er vorher eine Taſſe ſchwarzen Kaffees geleert halte, ſeine 
Arbeit weiter fort. : = 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Kniverſttäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


er 


Am 


Januar 31. Febr. 1. | Rahm. 2 U. | Mbps. 10 l. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei O. 333% 90 333% 86 333.88 
Luſtwarme . — 4,3 — 5,1 „ 
Dunant 8 1%18 1,08 | 0.88 
Dunſtſättigung 8g pct. 87 pt. Sd pet.. 
% 1000 D. „ 2 
Wetter | trübe, Schnee. bedeckt, Schnee. | bedeckt. 3 


Breslau, 1. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 3 Z. U.⸗B. — F. 2 3. 
Eisſtand. 


Berlin, 31. Januar. Die Stimmung des Geſchäftes war ſehr angenehm 
und beledt. Kaufluſt waltete auf allen Gebieten vor und die lebhafte Nach⸗ 
frage baite vielfache Courserhöhungen im Gefolge. Der Verkehr zeigte faſt 
auf allen Gebieten große Lebendigkeit, wandte ſich jedoch in erſter Linie 
wieder den Bergwerks- und Hüttenacllen zu. Die Discontherabſetzung in 
London nährt im Verein mit den fortgeſetzt günſtigen Ausweiſen der preußi⸗ 
ſchen Bank die Erwartung, daß man auch hier mit der Discontermäßigung 
folgen werde. Diele Hoffaung bat um fo mehr Berechtigung, als ein großer 
Unterſchied zwiſchen dem amtlichen Discont und dem im offenen Marfte 
beſteht; letzterer betrug heute nur 3% % und Geld pro ultimo Febrnar war 
nicht zu 4% erkältlich. Die Speculationspapiere ſetzen ſogleich zu Anfang 
ſehr feſt ein und erzielten auch im Laufe des Geſchäftes noch weitere Cours⸗ 
Avancen, die ſich allerdings gegen den Schluß nicht voll zu behaupten ver⸗ 
mochten. Lombarden hatten wiederum die Hauptrolle übernommen, wie 
denn für dieſes Papier ſich überhaupt eine große Verliehe zu ers 
kennen giebt. Auch andere öſterreichiſche Bahnen waren ſehr beliebt, Nord⸗ 
weſtbahn und Galizier zeichneten ſich beſonders durch große Feſtigkeit aus, 
zum Schluß der Börſe ſchien jedoch auch hier die Kaufluſt befriedigt und 
zeigte ſich Neigung zu Realiſationen. Für öſterreichiſche Rente guſe Kaufe 
luſt, unter der die Courſe etwas anzogen. Loospapiere begehrt aber ſtiller, 
für 1860er fehlten Abgeber gänzlich. Italiener ſehr rege und ſteigend, 
ease Rente lebhaft aber unverändert, Türken nur in ſchwachemm 

erkehr. Von Amerikanern waren 5 pCt. und 188 ler ſehr belebt und feſt, 
Sber Stiller und 82er ganz vernachläſſigt. Ruſſiſche Prämien⸗Anleige ſtark 
trieben, man ſpricht von einem Hauſſe⸗Conſortium, das das vorhandene 
katerial aufzukaufen ſucht; auch ruſſ. Bahnen lebhaft und ſteigend. Preuß. 
onds ſtill, Rentenbr. feſt. Köln⸗Mind., Prämienanth. und Preuß. Centeal⸗ 
Bodencredit⸗Pfandbr. ſehr belebt. Prioritäten gefragt und meiſt hößer. Auf 
dem Eiſenbabnactien⸗Markte fand bei recht feſter Stimmung ein gut belebter 
Verkehr ſtatt, von ſchweren Bahnen waren vorzugsweiſe die Rhein.⸗Weſtf 
Deviſen beliebt. Obgleich die Courſe im Verlauf des Geſchäftes vorüber⸗ 
gehend durch Realifationen gedrückt waren, jo blieb doch die Stimmung bis 
un Schluß feſt. Görlitzer anziehend, desgleichen Rumänen auch Allenbecker, 
Aachen⸗Maſtrichter, Nahebahn, Grajewo und Lütticher recht lebhaft. Das 
Prämiengeſchäſt reger, da gute Kaufluſt auftrat. Bankactien feſt und meiſt 
belebt, beſonders Darmſtädter, Provinzial⸗Gewerbehank, Union, Aheiniſche 
Effecten, Producten⸗ und Handelsbank, Hübner, Berliner Wechsler, Roſtocker 
Vereinsbank, Wechſelſtuben, Meininger und Nordd. Grundereditbank. In⸗ 
duſtriepapiere ſehr beliebt. Es zeichneten ſich aus von Brauereien Berg⸗ 
brauerei, Union, Tivoli, Bock, von Montangctien, Louiſe Tiefbau, Ritterburg 
nach Schluß über Cours geſucht. Laura, Bochumer, Deutſche Stahl, Maſſe 
ner, Cölner, Chemnitzer Eiſengießerei, Halberſtädt. Eiſenwerk, Pinneberger, 
Donnersmarck, Königsberger Vulkan. Ferner Albertinenhütte geſucht. Wäſe⸗ 
mann höher, ler Optiſche, Faßfabrik und Potsdamer Holzfactorei 
begehrt. Metallinduſtrie 105%. (Bank⸗ und 98) 

8. Stettin, 31. Januar. (Stettiner Hörſenhericht.] Weiter: klare 
Luft. Lerzperatur — 2 R., Morgens — 4 R. Varometer 28“ 7%. Wind: 
— Weizen matter, pr. 2000 Pfd. loco gelber ger. 5062 Thlr. bez, 
beſſerer 63—73 Thlr. bez., feiner 74—82 Thlr⸗ bez., pr. Saar 81 Thlr. 
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nom., pr. Frühjahr 834, 4%, %,% Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 83 Thlr 
bez. u. Br., pr. Juni⸗Juli 8254 Thlr. Br., pr. Juli⸗Auguſt u. Auguß. Se 


tember 82 Thlr. bez., pr. Septemher⸗October 78%, % Thlr. bez. u. 
Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pf. loch ger. 50— 54% Thlr. bez, 
feiner 56½ Thlr. bez., pr. Januar 54 Thlr. nom, pr. Februar⸗März 547, 
% Thlr. bez., pr. Frübjahr 55, 54%, % he. bez., pr. Mai⸗Juni 54 
Thlr. bez, pr. Juni⸗Juli 54/4 Thlr. bez., pr. September⸗Octoher 53 Thlr. 

bez. u. Br. — Gerſte feſt, pr. 2000 Pfd. loco 50—57 Thlr. bez., Schlef. 
Er Basen 55% Thlr. bez. u. Gld. — Hafer ftill, pr. 2000 Pfd. loco 38 


Br. 2 


17% Xhle. bei., pr. Januar, Jannar-Februar u. Februar⸗März 17% Thlr. 
Br., pr. Frübſabr 18%, , %, % Thlr. bez. pr. Mai⸗Juni 18%, % Thlr. 
bez., pr. Jun ⸗Juli 18% Thlr. beh., pr. Juli Auguſt 18, 19, 19 / 19 
Thlr. bez. u. Br. — Petroleum loco 6% Thlr. bez., pr. Januar⸗Februar 
% en 5 5 6% Thlr. Br., pr. Septemder⸗October 6%, 
x. bez. u. Br. 

7 an in 112 1 1 5 4, Rabe 22% Spit 
2 egulirungspreiſe: Weizen 81, en 54, „ Epirir 
Aus 17% Tölr. . 5 ö 


Wien, 31. Januar. Wochenausweis der geſammten lombardiſchen Eiſen⸗ 

bahn vom 15. bis zum 21. Januar 1,053,898 Fl, gegen 940,909 Fl. der 

entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochenmehreinnahme 112,989 
Fl. Bisherige Mehreinnahme vom 1. Januar 1873 ab 313,471 Fl. 


gelebt. Der Comptant war 


Londoner Colonialwaaren⸗Markt.] Mittwoch, 29. Januar. en 
ruhig. — Kaffee belebt und ſteigend. — Reis ftetig. — Thee ruhig. — 
Jute eher beſſer. 

Metalle: Kupfer ruhig und unregelmäßig, Chili Pfd. Sterl. —, 
Walaroo Pfd. Sterl. —. — Zinn unregelmäßig, Straits Pfd. Sterl. 
144 — 145. — Zink feſt, Pfo. Sterl. 24%. 


Rüböl wurde ſtark realiſirt und erholte ſich erſt am gal eine Kleinig⸗ 
keit, nachdem die Preiſe einen beträchtlichen Rückgang erfahren hatten. — 
Gelundigt — Cine. Loco 22% Thlr. bez. — Spiritus loco reichlich zuge: 
führt und matt, war auf Termine niedriger, loco ohne Faß 18 Thlr. 2 Sgr. 
bez., pro Januar und Januar ⸗Februar 18 Thlr. 12—9—10 Sar. bez., Fer 
ruar⸗März — Thlr. — Sgr. bez., April⸗Mai 18 Thlr. 21 — 20 Sgr. bez. 
Mai⸗Juni 18 Thlr. 23—22 Sgr. bez., Juni⸗Juli 19 Thlr. — Sar. bez., 

Juli⸗Auguſt 19 Thlr. 7—6 Sgr. bez. Gekündigt 60,000 Liter. — Kündi⸗ 
gungspreis 18 Thlr. 13 Sgr. — Wetter: Schneeluft. 


Breslau, 1. Febr., 9 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmung für Getreide ſehr ruhig, bei ſehr geringen Zufuhren und unver⸗ 
änderten Preiſen. 5 
Weizen wenig verändert, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 6% bis 
809% Thlr., gelber 7%—8% Thlr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

6% 200 a 10709 zugeführt, pr. 100 Kilogr. 5% — 6% Thlr., feinſte Sorte 
6% Thlr. bez b 
Gerſte 1 5 pr. 100 Kilogr. 41 —5 % Thlr., weiße 5% bis 5% Thlr. 
J Hafer behauptet, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Thlr., feinſte Sorte über 
d 0 bezahlt. 

— 8 rbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 44 —5% Thlr. 
Wicken ohne Umſatz, pr. 100 Kilogr. 44% Thlr. 
Lupinen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. gelbe 3-3% Thlr., blaue 
20% bis 3% Thlr. 
= Bohnen niedriger, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſche 5% —6 Thlr. 
Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 5—5 % Thlr. 
rn in feſter Haltung. 
Schlaglein gut behauptet. 

s Per 100 Kilogramm netio in 95 Sgr., 00 


Schlag⸗Leinſaat.. 8 —— — 
Winter⸗Rap;s 9 15 — 9 17 6 10 5 — 
Winter⸗Rübſen 8 27 — 9 2 6 9 17 6 
Sommer⸗Rübſen. . 8 17 — 9 — — 9 17 6 
Leindotter 7 — — 97 25 — 8 10 — 


Rapskuchen unverändert, ſchleſiſche 70—73 Sgr. pr. 50 Kilogr. 
Leinkuchen matter, ſchleſiſche 8890 Sgr. pr. 50 Kilogr. 
Kleeſaat wenig verändert, rothe 13—16 / Thlr. pr 50 Kilogr., weiße 
= abba Mn 5 11 Me 0 50 e 
Bi moibee gute Kaufluſt, = r. pr. ilogr. 

i Rartoffeln vr. 50 Kilogr. 28 Sar. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 3% —4 Sar. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Br — us ar 
Hamburg, 31. Januar, Abends. Ein Londoner Telegramm ber 
Londoner „Börſenhalle“ meldet: Der „Murillo“ iſt als ſpaniſches 
Schiff eingetragen; deshalb iſt es zweifelhaft, ob eine Beſtrafung er⸗ 
folgen kann; man befit jedoch den Beweis zu führen, daß die Eigen⸗ 
thümer Engländer find, in welchem Falle fie vor dem britiſchen Ge⸗ 
zit verantwortlich find. 0 
Bern, 30. Jan. Von den Diöceſanſtänden der Baſeler Diöceſe 
ſind als ihnen genehme Perſönlichkeiten für das Amt eines interimiſti⸗ 
ſchen Verweſers des Bisthums Baſel dem Vernehmen nach der Dom⸗ 
probſt Fiala und der Domherr Dietſchy in Solothurn, ſowie der Dom⸗ 
heer Schürch in Luzern bezeichnet worden. N 
Veerſailles, 31. Januar, Abends. Die Nationalverfammlung 
ſetzte heute die Berathungen über Lieferungsgeſchäfte für die 
Vogeſenarmee fort; Deputirter Segur trat für die Abſchlüſſe der Liefe⸗ 
5 ruugscommiſſion ein; Ferbufllat vertheidigt die Verwaltungsacte der 


2 


Loyoner Behörden. Morgen Fortſetzung der Debatte. 

Brrüſſel, 31. Januar. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer theilte der Finanzminiſter mit, die Staatsregierung habe die 
Rechte des Grand Luxemburg und die zuſammenhängenden Bahncon⸗ 
ceſſionen vom 1. Januar ab wieder gewonnen. Gemäß dem Vertrage 
habe der Staat eine Rente von 22 Francs per Actie zu gewähren, 
kann aber den Actionären die Capitalabzahlung von 550 Franes per 
Actie offeriren. Die fälligen halbjährlichen Zinſen ſeien zahlbar zu 
10 Francs per Aelie. 

Madrid, 30. Januar. Heute Nachmittag 5 Uhr fand die officelfe 
Vorſtellung des neu geborenen Prinzen dem vorgeſchriebenen Geremontell 
gemäß vor den ſpaniſchen hohen Würdenträgern ſtatt. Am Abend 
waren die öffentlichen Gebäude illuminirt. Sagaſta und Deputirte 
der conſervatlven Partei hatten ſich zur Beglückwünſchung nach dem 
oniglichen Palaſt begeben. Die Taufe des königl. Prinzen iſt auf 
den 2. Febtuar feſtgeſetzt worden, derſelbe ſoll die Namen Louis 
Amadeus Joſeph Marta Ferdinand Franz erhalten. — Die Nord⸗ 

eiſenbahn nimmt weder Paſſagtiere noch Waaren für Alſaſua und 
andere Stationen der baskiſchen Provinzen an. 

Madrid, 31. Januar. General Moriones hat ſein Hauptquartier 
in Alſaſua genommen. — Die Vorſchläge zu den Reformen, welche 


der Finanzminiſter Echegaray in dem Zahlungsmodus der Zinſen auf 
die Staatsſchuld einzuführen beabſichtigt, finden, ſicherem Vernehmen 
nach, in keinem Falle Anwendung auf die auswärtige Schuld. 
London, 31. Jan., Abends. Die amerlkaniſche Conbertirungs⸗ 
anleihe im Betrage von 300 Millionen Dollars wird Dinstag hier, 
im Amerika und auf dem Continente emittirt. Rothſchilds beſorgen 
die Continental⸗Emiſſion. Die Einzahlung geſchieht vermittelſt der %/,, 
Bonds oder der Baarzahlung; eingezahlt werden 10 pCt. bei der An⸗ 
meldung, der Reſt am 1. Juni. 
London, 31. Januar. Den „Daily News“ wird geſtern aus 
Wien telegraphiſch gemeldet, daß die Pforte den Khedive aufgefordert 
5 habe, eine internationale Commiſſton zur Herſtellung eines einheitlichen 


bez., Juui⸗Juli 55 — 7 Thlr. bez., Juli⸗Auguſt 55.54 % Thlr. bez. — 


Syſems für die Suez⸗Canalzolle nach Kairo zu berufen. Die Ges 


nehmigung der von dieſer Cammiſſton zu machenden Vorſchläge hätte 
ſich die Pforte vorbehalten. N a d { 

London, 31. Januar. „Lloyds Liſt“ zufolge iſt der Dampfer 
„Murillo“ in Cadiz eingetroffen. Es iſt nunmehr poſitiv feſtgeſtellt, 
daß der „Murillo“ das Fahrzeug iſt, welches das Auswandererſchiff 
„Northfleet“ niedergerannt hat. 

Bukareſt, 81. Januar. Die nach dem neuen Kirchengeſetze von 
beiden Kammern mit zu vollziehende Wahl dreier neuer Biſchöfe iſt 
auf heute anberaumt. 


Berliner Börse vom 31. Januar 1873. 


"Wechsel - Course. Eisenbahn-Stamm-Actien. 
£ Divid, pro 1% 1872 f. 


Amsterdam250 Fl.] k. 8.5 140% ba. Aachen-Mastric) — 14 | 47% bz 8. 
do, do. 2 =.6 139% be. erg. Märkische. 4 — 4 [124% 484 be 
Hamburg 300 Mk. k. S. 4 |149%, B, Berlin-Anhalt. . [18 — 4 1205 et ba B. 
do. do. 2 M. 4 — — Berlin-Görlita . | 0 — 4 116% bz G. 
London 1 Lat.. 3 M. 3½ 6.20% de. Berlin-Hamburg, 10% — 4 224 bz 
Paris 300 Fres. . 2 M. 5 — — Berl.-Potsd.-Magd. 14 — 4 11524 et bz. 
Wien 150 Fl. 8 T. 6 92% B. % 0 Berlin- Stettin 11 — 4 187 % be R. 
do. do. 2 M. reihe Böhm, Westbahn | 8 — 5 109 % ba 
Augsburg 100 Fl. 2 M. 4 56 16 G. Breslau-Freib, .. | 9 — 4 11224, bz 
Leipzig 100 Thlr. |8 T.|5 | 99% 6. de, neue) — — 5 112 o 
do, do, 2 M. 40 — — Cöln-Minden . 11; | — 14 654% ba 
Frankf. a. M. 100 El. 2 M.5 — — do, do. neue 5 — 5 113% b 
Petersburg 100 SR. 3 M. 6% 89% ba. Dux-Bodenbach B.] 5 — 5 62% bz 
Warschau 90 SR. 8 T.|6 82½ bz. Gal. O.-Ludw.-B. | 8% — 6 105% 4% bz 
Bremen 8 T. — — Halle - Sorau Guben] 4 — 466% bs 
Hannover-Altenb. 5 — 5 1833, bz 
Kagchau- Oderberg] 5 — 5 83% bs B 
i . 1%, == ‘ 13647 ba G. 
udwigeh.-Bexb, — 
Fonds und Geld-Oourse. Kür. Posner. 0 | — a7 [en ne 
Magdeb,-Halberst, | 8 — 4 132% ba . 
Freiw. Staats- Anleihe 4% 103 g. Magdeb.- Leipzig 3 16 * — 4 205% ba C 
Staats- Anl. 4½ %ige 4% 101% br. do. Lit. B. 4 — 1 | 99% ba 
dito vonsolid, 4½ 103% br, Mainz-Ludwigshaf. II — 4 178% ba 
dito 4%%ige 4 96 bz. Närschl,-Märk, .. | 4 — 4 9% B 
Staats-Schuldscheins.3½ 89%, b. Närschl,-Zweigb.. | 5 — 4 110% 6 
Präm,-Anleihe v. 1855 3½% 124, 8. Oberschles, A, u. C. 13 — 39% 216 da 
Berliner Stadt-Oblig.. 4% 100 % B do. B. 137 j 30 193 ba G. 
Cöln-Mind. Prämiensch|3 96 5. G. Oestr.-Fr.-St.-B. . 12 — 56 204 ½¼ 4½ ba 
J Berliner 4½ 98 ½ ba. Oester,-Nordwestb| 5 — 56 133% % b 
3\Central-Boden-Or. [s 101% ba. Oestr, südl, St.-B.] 4 — 66 1190 bz 
Z) do. Unkündb. |5 103 nz. Ostprouss, Südb,. | 0 — 4 46% be G 
Pommersche. 3% 81% G. Rechte O,-U.-Bahn| 3 — 6 127 bz 
E Posensche 4 | 90% bz. Reichenberg -Pard.| 49, — 4% 80%, br 
Schlesische 43 — — Rheinische 10 — 4 11664856 ba 
Kur- u. Neumärk. |4 | 96 B. Bhein-Nahe-Balın | 0 — 447, br. 
Pommersche. 4 %% G. Rumän, Eisenb, 5% — 6 46 bK G. 
3 e 
Posengche 4. 93 ½% be, Schweiz. Westbahr] 2 — 4 59% br G. 
5 Preussische . . 44 94 ½ G. Stargard-Posener 4 — 47% 100 % bz 
9 |Westfäl. u. Rhein, |4 | 98% ba. B Thüringer 10 — 4 148% bz 
3 555 8588 bee 1 ur 65 Warschau-Wien. 12 | — |5 | 86% ba 
chlesische. .... . 
x Kisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
erlin-Görlitzer . — (5 1107 bz 6. 
Berlin Nordbahn — — 5 | 71%, ba G. 
Kurh, 40 Thlr.-Loose 71% G. Breslau-Warschauf 5 — 56 65 B. 
Oldenburger Loose 384% ba. Halle-Sorau Guben 5 — |5 | 83% be 8 
Ben ee Allen: 5 — 65 | 9% bz G 
e | has 
— ar: — 5 2 G. 
Louiad'orlON e Dre Dollars 1. 14% 6. Oster. Sudden. | m — 13% 10 57 6. 
Sovereigns 6.21% G. Frmd kn. 90, baB, Rechte 0. -U. Bahn 5 8 11 * 5. 
Napolechs 5. 10% bB Oest. Bln, 92% bz. Saal- Bahn. > 2 5 17 5 0 
Imperials 6,16 0. Russ. Bkn. 2% bz e . — I b N. 
a dannen und Industrie-Papiere. 
utsche = — 1 5 
- 521 Bank, | 15 — N 113 76 6, 
Berl. Bankverein 1 — 9 
Ausländische Fonds. Beil, Kagan: Ver. 132 — 1 300 Mb 8 
N Berlin, .- Geg.] l — 
Oest, Silberrente 4% 661,59, bx, ee 18 2 6 197% ba @ 
do. Papierrente, ; 4 ½ 62 % bz | Berl, Makler-Bank 25% 1 4 100% b 
do. Lott.-Anl. v. 60 [6 | 98% G. Berl. Prod.-Makl-B.“ — 5 90 bz 
do, öder Präm.-Anl. 4 | 95 @. Berl. Wechslerbnk. 12 b i 
do. Credit-Loose . . — 118 ½ b 0. Braunschw. Bank 8 4 124% ba @. 
do, oder 1 58 75 Ben: Brosl. Diec.,-Bank 8 2 
do, Silberpfandbr. 8. G. Fri h 3 — 
pfdb,d.Oest.Bd.-Cr.-Ge.|5 92 dr. ee e 0 
Wiener Silberpfandbr. 5 ½ 88 ½ G Bresl. Maklerbank!— 5 140 I 0. 0 
Russ. Präm.-Anl, v. 64 130 ns. Breslhakkl-Ver-BHkI _ — Is sd G. 
do, do, 18686 130% d 6. | DBrProwWechslerß,| _ | — s 10/ 3 
do. Bod.-Ored.-Pfb., 5 91% bz. Brel. Wechslerbnk. 12 — 1 or, ba 6 
Rugs. Pol. Schatz-Obl. 4 | 16 dx. Centr.-Bk, f. Genog, 12 — 1 4% 02 6 
Poln.Pfandbr. III. Em. 117 B, oburgerdbred. E., ib % — . 03 % dr 6 
Poln. Liquid.-Pfandbr. 4 6514 bs. Danziger Priv.-Bk.] 7 2 — 4 1149 ir 0 
F n 
0. o. Pp. 2. D Zettel ” 
do 5% Anleihe. [6 | 07% ba. Be En; 8 — 7. % 02 0 
Badische Präm,-Anl,. bz. Deutsche 8 — 12" 07, 
Baiersche 4% Anleihe 4 116% bz. B. DeutscheUnfonstk 11% = f 10585 = 80 
Französische Rente . 5 86 ½ br. Disc.-Oom.-A., . . = 4 1279 * bz @ 
‚tl. meuo 5% Anleihe 16 | 685% baa. [Genfer Baikı.. | — | = || Th, 
tal, Tabak- g. 1 = 2 
ad- Geer 00 fre . | 86} 6 eee ee 
ee e me | u, 
* A he ‚Grundcred.- ae 14% 
52887055 1 18.5 Hamb. Nordd. BE. 12% 1% |4 176½ La B 
g. x ‚Anl, BIT} A da: e HK 1% 134. 8 11 
nover'ae 0. — — 1 8 
do: OR — — 4 [93% 0 
Hessische Bank. — — 4 57 8. 
Badische 35 Fl,-Looso 40% b. Königsberger do. „ 100% ba 0 
Braunschw. Präm.-Anl. 25 et U. B. Landw-B.Kwliook  — 4 97 5 6 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — — Leipz Oredit-Enk. 11 = 155 
Finnische 10 Thlr.-Loose 10 f he a — f |176% bz @ 
® 7 Luxemburger do. 12 — 4 139% br 
Magdeburger do. 8% — 4 [107% 6. 
ale |= I jahre 
anche 12 = 1 23% ba 0 
Elsenbahn-Prioritäts-Aotlen. S 18 — 5 107970 
zer Bn — 107% bz 
Berg.-Märk, Serie II.. 4½ WB, Oest, Credit-Actien| 7 8 11 Aal bi 
do, III. v. St. 3½ f. 34] 82% B. Ostdeutsche Bank| — — |5 160% G 
405 do. VI. 4½% 98% G. OstdProducten-Bk| — — 8 9875 @ 
do, _Nordbahn 102% @ Posener Bank : | 64 . 4 1% K 
Broslau-Freib. Litt. D. 4½ 98% B. Pos. ProvWechslb.| — — 64. B 
do do 6. 4% 98% B. Preuss. Bank- Act. 12% | — 4 [214% bz 
10 40, H. 4% 98% f. Pr. Bod.-Or.-Act. -, B14 — 5 177% be 4 
Oöln- Minden . III. |A | 89% C PrOentral-Bod.Or.| % | — f 1% tn 
do, do. 40. A| 98% 6. Pr. Oredit-Anstalt,| — 26 15 140% ba d 
40, do; IV. |4 90 bs, G. Prov-Wechsler-Bk| — — 4 | 82% bz G 
do. do. V. 489% b Sächs. B. 60% L S. 10 — 1 |150% ba @ 
Mürkiach-Posener. .. |6 | — — Sächs. Ored.Bankıll | — ja 134% dr 
Närschl,-Märkische. . 4 | 92% B. Schles, Bank-Ver.|12 — 4 185½% bz 
do do, III. 4 9910 es bz. B. Schl.Vereins-Bank| — — |5 108% bz 
do; os „4% — Thüringer Bank, | 9 14 6 140 52 6. 
Narschl, Zweb.Lit, 5. 8 101% 8. 1 Fan a. 1 1184 be @ 
do, 0. D. — — © . .. En 4 b 
. A. SS H 578 WienerUnionbank| — | — 6 16% bz 
Or Be en — — 
a Ortner. 5 Berl.Eisonb.Bod.A 10 % — s iS % 2 6 
do. D..... 4 89% 0. örlitzer 9. 0 — 6 76 et bs G. 
do. Bernd 3 11 0. Oberschles. do. 6 — 105 9 85 
a 4 00%. Märk.SchlMasch-@| — — |5 | 69%, dz @ 
do, 8 4½ 987, 6. Nordd. Papierfabr.| 81½j | -- 6 | 97%, bz 6 
1 Eee 4½% 98% G. Woestend, Oomra- G. 18 17 45 190 ½% ba 6 
** 5 102% 8. Baltischer Lloyd, 10 — 15 176 bz B 
do. Brieg-Neisse. 4 —ͤ— Bresl. Bierbrauerei] — — 48 75 B. 
Cosel-Oderb, run 4 | 90% G do. verein. Oelfab.| — — |6 88 B. 
© do. 47 — — Bresl. E- Wagenbavf 7 ee 2 2 
de. do. IV. 4% — — Erdm. Spinnerei. | — — |5 88% ba 8 
ad ioo . . 5 102 G. Hofim’s Wagg.Fab.| — | — 5 77½ bz 6 
Oetpreuss. Südbahn, |6 101% B. 8. Act. Br. (Scholtz)| 9 — 5 92 d @ 
Bechte-Oder-Utfer-B.. b 102½ bs. do. Porzellan“ — |8 5 103% ba @ 
Schlesw. Eisenbahn , 4% 96% G, Schl. Leinenindust. 10 — ss 106 ba G. 
Stargard-Posen III. Em. 4% — — Schl. Tuchfabrik 11 — 5 106 bz G 
Lamberg-OCsernowitz, 5 69 @. do. Wagenb. Angst.“ — — 5 9 B. 
do. do. II. 5 700 br. G Donnersmarkhütteſ — — 6 96 dz 8 
do. do. III. 5 | 70% bz. Königs- u, Laurah.12½ — 15 |249% ba 
Gal.Carl-Ludw.-Bahn, |5 | 93%, bz. Lauchhammer... — | — f 121 oz 4 
do. do. neue 5 90 ba. Marienhütte + » — — 3 128 bz 
Kaschau-Oderberg .. |5 | 85%, bz. Minerva. cr. « \ — 6 | 61% ba 8 
Kronpr. Rudölph-Bhn |E | 86%, b. O. Schl Eisenwerke] — — 5 | 94% bz @ 
Mähr.-Schl. Centralbhn, [5 | 81% bz. Redenhütte — o 3 124 bz 6. 
Oesterr.-Französische 3 205 ½ bs. Schl. Kohlenwerk | — — 5 |110 bz 6 
do. do. neue 3 |283%, G. Schles, Zinkh.-Act.] 6 — [5 113½ bz 
do, südl. Staatabhn. 3 251 ½ bz. do. St.-Pr.-Act.] 6 — 4% 112% b 
do. neue 3 248% bz. Tarnowitz, Bergb. 9 — Ir |281%, da 
do. Obligationen. |5 | 86 B. Hyp.Pfdb.d,Pr.Bod| — — Ir. 102% bz 
Chemnitz-Komotau. s | 92 bz.B. Pomm.Hyp.-Briefe) _— | — fs 101% 6 
Prag- Dun. 5 | 86% ba B. Goth. Präm.-EIndb. — — — 
Dux-Bodenbach .. 4 88 ½ bs. MeiningerPrämPfb| — | ea 
Rockford Rock Island | 34 be.. Pr. Hyp.-Vers.-Act,|12 — 1 1121 B. 
Ung. Nordostbahn . . |6 | 76% ba. B. Schlez. Feuervers.|20 — 4 130 et bz 6 
Ung. Ostbahn 5 170% B. 
Warschau-Wien II. 5 967% B. Bank-Discont 1 6 pet, 
do. III. [o | 96% et bz. B. Lomberd-Zinsfuss 6% pCt, 
: EK 
eee und Borſennachrichten. 
1 Wolffs Telegr.⸗Burean.) 


Paxis, 31. Januar, Nachmittags 3 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] Zproc 
Reute 54, 90 Anleihe de 1871 87, 95. Anleihe de 1872 90, 05 Ita⸗ 
lieniſche öprocentige Rente 66, 15. dio. Tabaks = Actien 857, 50. 
Franzoſen (geſtpli.) 775, 00. do. neue —, —. Oeſterreich. Staats⸗ 


Eifenbabn-Acien — 


Lombard Cifen! 
en be 1865 55 
ürkiſche Looſe — 


lien —, —. 0 — 
Actien 458, 75. do. Prior ae 253 00. 


do. de 1869 331, 00. Türkenlooſe 183, 50. 


Sprocent. Ruſſen de 1862 92. öprocentige Ruſſen de 1864 97%. 
59%. Nordd. Schatzſcheine —, —. Framzſiſche Anleihe Morgan —. 
—, Türk. Anleihe de 1865 52%. FEprocent. Türk. Anleihe de 1869 64%. 


ontinental-Eifenbahnbau —. Bankactien —. 1 Raber —. Eliſabethbahn 


N SE Dauae 126pfb. pr. 1000 Kilo netto 253 Br., 251 Gd., pr. April 
pr. 1000 Kilo netto 248 Br., 247 Gd. — Roggen pr. Januar 1000 Kilo 


Upland nicht unter good ordinary fiene 10%, 
ung 10% D. 


[Clayton 16, 40r Mule Mayoll 14%, 40r Medio Wilkinſon 16, 36r 


Warpcops Qualitat Rowland 15%, 40r Double Weſton 17, 60r Double 
Weſton 19%, Printers % 2% 8% pfd. 15 Gutes Geſchäft, 


13. — Wetter: Kalt, 


öln, 31. Januar, Nachmittags 1 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 


Köl 
8 1159 hieſiger loco 8,174, fremder loco 8, 15, pr. März 8, 13%, pr. Mai 8, 


1%, pr. Juli 8, 10. Roggen matt, loco 5, 15, pr. Piarz 5, 10, pr. Mai 
14, pr. Juli 5, 15. Rüböl unverändert, loco und pr. Mai 12/4, pr. 
October 12è 4. Leinöl loco 1270. — Wetter: Schön. R 
Paris, 31. Jan., Nachmittags. [Bropuctenmarktt.] Räböl ruhig, pr. 
Januar 97, 75, pr. März⸗April 98, 00, pr. Mai⸗Auguſt 98, 50. Mobi 
feſt, pr. Januar 69, 75, pr. März⸗April 70, 50, pr. März⸗Juni 71, 00. 
— Spiritus pr. Januar 55, 00. — Wetter: Schnee. 
London, 31. Januar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Schlußbericht. 


Der Markt blieb bis zum Schluß für ſämmtliche Getreidearten feſt, aber 
i tub zu letzten Montagspreiſen. — Weiter; Regneriſch. 


Liverpool, 31. Januar, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen 1 D. 
niedriger, Mehl flau, Mais weichend. 1 

Antwerpen, 31. Januar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
(Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen matt, inländiſcher 19%. Hafer 


unverändert. Gerſte ſtetig, Memel 20%. 


Amſterdam, 31. Januar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
(Schlußbericht.) Weizen geſchäftslos. Roggen loco geſchäftslos, pr. Au 
195, pr. Mai 199, pr. October 200. Raps pr. Frühjahr und pr. Herbſt 42 
Fl. Rüböl loco 43%, pr. Mai 44, pr. Herbſt 44%. — Wetter: Froſt. 

Bremen, 31. Januar. Petroleum ſtill, Standard white loco bis 18 
Mark 75 Pf. bezahlt. Höher. 5 i 


[Der Veſuv.] Ein Telegramm der „Daily News“ aus Neapel vom 


„26. d. meldet: „Eine ſchwache Eruption des Veſups hat ſtattgefunden. Wäh⸗ 


rend des ganzen geſtrigen Tages warf der feuerſpeiende Berg inmitten von 
Flammen glühende Steine in beträchtlicher Höhe aus und in Caſtellamare 
wurden die Fenſter erſchüttert. Heute entſteigt dem Berge eine ungewöhn⸗ 
lich ſtarke Rauchmaſſe.“ * 


Gesellschaft der Freunde. 


Sonnabend, den I. Februar, Abends 8 Uhr: 


VOr lesung 


des Herrn Rabbiner Dr. Jol. 


Mitglieder und deren Damen haben Zutritt. Die Dlreotlon. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. - 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


